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Einleitung 

Die Berliner Erklärung zum 50. Jahrestag der Römisehen 
Verträge verdeutlieht erneut die beispiellose Erfolgsge- 
sehiehte der heutigen, von 6 auf 27 Mitgliedstaaten ange- 
waehsenen Europäisehen Union. Sie ist der entsehei- 
dende Garant für Frieden und Wohlstand, für Demokratie 
und Stabilität in Europa. Mit der fünften Erweiterung ist 
die Teilung des europäisehen Kontinents endgültig über- 
wunden. 

Vor dem Hintergrund der veränderten weltwirtsehaftliehen 
Rahmenbedingungen und der gleiehzeitigen Verfassungs- 
krise bestand die Herausforderung zu Beginn unserer Prä- 
sidentsehaft darin, das Vertrauen der Europäerinnen und 
Europäer in die Gestaltungs- und damit Zukunftsfähigkeit 
der Europäisehen Union wiederzugewinnen und zu stär- 
ken. 

Es ist dem deutsehen Vorsitz gelungen, die Europäisehe 
Union (EU) dureh eine große Zahl wiehtiger und zu- 
kunftsweisender Entseheidungen wieder auf Kurs zu 
bringen. Diese beinhalten ganz konkrete Vorteile für die 
Bürgerinnen und Bürger, und eine Stärkung der Hand- 
lungsfähigkeit der Europäisehen Union. Vor allem aber 
wurde der Durehbrueh bei der Erneuerung der vertragli- 
ehen Grundlagen erreieht. 

Das jüngste Eurobarometer belegt eindrueksvoll, dass die 
Phase der Lähmung und Mutlosigkeit überwunden und 
das Vertrauen wiedergewonnen ist: Am Ende der deut- 
sehen Präsidentsehaft hat die Zustimmung zur EU in der 
Öffentliehkeit den höehsten Stand seit 10 Jahren erreieht. 

Die erstmalig erarbeitete gemeinsame Programmplattform 
von drei aufeinander folgenden Präsidentsehaflen (Deutseh- 
land, Portugal, Slowenien) hat erkennbar dazu beigetragen, 
Vorbereitung und Fokussierung auf Kemthemen zu verbes- 
sern und Prioritäten längerfristig festzulegen. 

Erseheinungsbild und Kommunikation der Präsident- 
sehaft waren modern und ergebnisorientiert. Dureh die 
Ausriehtung der publikumsorientierten Veranstaltungen 
auf den historisehen 50. Jahrestag der Römisehen Ver- 
träge, mit der zentralen Feier der Staats- und Regierungs- 
ehefs in Berlin, konnten EU-weit Impulse für mehr Ver- 
trauen in und Identifikation mit Europa gesetzt werden. 

Die positive Gesamtbilanz der deutsehen Präsidentsehaft 
lässt sieh in fünf zentralen Bereiehen festmaehen: 

Vertragsreform 

Überragendes Ergebnis der deutsehen Präsidentsehaft 
war die Überwindung der Verfassungskrise und die Eini- 
gung auf eine Fortsetzung des Vertragsreformprozesses. 
Der Weg wurde mit der Berliner Erklärung und der im- 
pulsgebenden 50- Jahr-Feier der Römisehen Verträge am 
25. März 2007 in Berlin geebnet. 

Mit dem Mandat für eine Vertragsreform ist die Grund- 
lage gelegt, die Handlungsfähigkeit der Union langfristig 
zu siehem und zu verbessern. Das besehlossene Mandat 
für die Regierungskonferenz isf präzise und erlaubf einen 
zügigen Absehluss noeh unfer portugiesiseher Präsident- 


sehaft. Damit wird das erklärte Ziel erreiehbar, die Wah- 
len zum Europäisehen Parlament 2009 bereits auf einer 
neuen, von allen Mitgliedstaaten ratifizierten vertragli- 
ehen Grundlage durehzuführen. 

Integrierte Klima- und Energiepolitik 

Die Europäisehe Union hat mit ihren weit reiehenden Be- 
sehlüssen zugunsten einer integrierten Klima- und Ener- 
giepolitik weltweit die Vorreiterrolle übernommen, um 
eine der größten Herausforderung des 21. Jahrhunderts 
entsehlossen anzugehen. Der Europäisehe Rat hat im 
März 2007 ehrgeizige Ziele für die Reduzierung der kli- 
masehädliehen Emissionen (C02-Emissionen bis 2020 
um 30 Prozenf, unabhängig von dem Vorgehen anderer 
Sfaaten jedoeh um mindesfens 20 Prozent gegenüber 
1990) und die siehere Energieversorgung festgelegt. Sie 
werden von einem Aktionsplan Energie mit ebenso ehr- 
geizigen Zielen für Energieeffizienz (bis 2020 - 20 Pro- 
zenf des Energieverbrauehs) und emeuerbare Energien 
(Anfeil der emeuerbaren Energien am Gesamtenergiever- 
braueh von 20 Prozent) untermauert. Der Aktionsplan 
verzahnt kohärent und gleiehrangig Wettbewerbsfähig- 
keit, Versorgungssieherheit und Klimasehutz zu einem 
Zieldreieek der Energiepolitik für Europa. Die EU haf 
sieh insgesamt erneut dazu bekannt, den globalen Anstieg 
der Temperatur auf maximal 2 Grad zu begrenzen. Die 
Abspraehen auf dem Gebiet der Energiepolitik und des 
Klimasehutzes waren ein wiehtiger Zwisehensehritt auf 
dem Weg zu den Vereinbarungen in Heiligendamm. 

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und 
der sozialen Dimension 

Die deutsehe Präsidentsehaft hat der Stärkung der Wett- 
bewerbsfähigkeit und der sozialen Dimension Europas 
hohe Priorität eingeräumt. Hier sind auf der einen Seite 
die wiehtigen Impulse zur Vollendung des Binnenmarktes 
und zur Besseren Reehtsetzung hervorzuheben, auf der 
anderen Seite die Anstrengungen, die soziale Dimension 
Europas mit konkreten Inhalten weiter auszugestalten. 

Daneben hat sieh die Präsidentsehaft für konkrefe Vorha- 
ben eingesefzf, die den Bürgerinnen und Bürgern die Vor- 
teile der integrierten Zusammenarbeit unmittelbar vor 
Augen führen und das Leben und Reisen in der EU preis- 
werter maehen. So insbesondere die Verabsehiedung der 
„Roaming“ -Verordnung, die europaweit eine preisgünsti- 
gere Nutzung des Mobiltelefons ermögliehen wird, sowie 
die Einigung auf einen gemeinsamen europäisehen Zah- 
lungsraum, womit Unternehmern und Bürger künftig ihre 
Zahlungen in Europa genauso sehnell, einfaeh und güns- 
tig durehführen können wie es national bereits als selbst- 
verständlieh gilt. 

Justiz- und Innenpolitik 

In der Justiz- und Innenpolitik wurden wiehtige Fort- 
sehritte erzielt und erste Sehritte unternommen, um die 
gemeinsamen strategisehen Ziele über 2010 hinaus enga- 
giert weiter zu entwiekeln. Daneben hat Europa seine 
Entsehlossenheit bekräftigt, die illegale Einwanderung im 
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Dialog mit den Herkunfts- und Transitländem einzudäm- 
men und die Mögliehkeiten legaler Migration zu prüfen. 
Dabei werden die Bedürfnisse der nationalen Arbeits- 
märkte und die nationalen Zuständigkeiten der Mitglied- 
staaten beaehtet. Künftig riehtet sieh der Fokus der EU 
nieht nur auf das Mittelmeer, sondern aueh stärker auf die 
östliehen und südöstliehen Naehbarregionen. 

Dureh die vereinbarte Überführung des sog. Prümer Ver- 
trages zum verbesserten Austauseh von Daten in einen 
EU-Reehtsrahmen erhält die polizeiliehe Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung von Terrorismus und organisierter Kri- 
minalität einen neuen Impuls. Gleiehzeitig wurden die 
Reehte der Bürger u. a. bei der grenzüberschreitenden 
Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen und durch die 
Verbesserung des Verbraucherschutzes gestärkt. Die Ver- 
netzung von nationalen Strafregistern und „e-justice“ 
werden die praktische Zusammenarbeit der Justizbehör- 
den erheblich verbessern. Darüber hinaus ist die Einigung 
über den Beschluss zur Bekämpfung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit ein deutliches Zeichen dafür, dass 
Europa der Intoleranz entschieden entgegentritt. 

EU-Außenbeziehungen 

Auf dem Feld der Außenbeziehungen gelang es, die Rolle 
der EU als globaler Akteur weiter auszubauen. Die Euro- 
päische Nachbarschaftspolitik wird auch mit Blick auf die 
östlichen und südöstlichen Nachbarregionen weiter ver- 
tieft, mit der Ausarbeitung einer Zentralasienstrategie be- 
absichtigt die EU, den europäischen Sicherheits- und Sta- 
bilitätsraum auszubauen. Auch im Verhältnis der EU zu 
Russland sind konkrete weitere Schritte beispielsweise 
bei der Energiezusammenarbeit oder der Investitionssi- 
cherheit vereinbart worden. An den Voraussetzungen für 
die Aufnahme von Verhandlungen für ein modernes Part- 
nerschafts- und Kooperationsabkommen muss allerdings 
weiter gearbeitet werden. 

Die transatlantischen Beziehungen erhielten durch den er- 
folgreichen EU-US-Gipfel am 30. April einen neuen 
nachhaltigen Impuls: Der Abschluss eines Rahmens für 
die transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen, mit der 
Einrichtung eines Transatlantischen Wirtschaftsrates, soll 
die Zusammenarbeit, gerade auch im regulatorischen Be- 
reich intensivieren. Der ebenfalls erreichte Abschluss ei- 
nes Luftverkehrsabkommens wird Austausch und Handel 
zwischen den beiden Weltregionen weiter befördern. 

Im Nahen Osten ist es der EU gelungen durch die Revita- 
lisierung des Nahost-Quartetts und die Unterstützung der 
arabischen Friedensinitiative ein neues Momentum inter- 
nationaler Zusammenarbeit zu schaffen trotz zuletzt ne- 
gativer Entwicklungen in der Region. Der Kosovo-Sta- 
tusprozess wurde von der EU in großer Geschlossenheit 
auf Grundlage der Ahtisaari-Vorschläge aktiv begleitet. 
Die Verhandlungen über ein Stabilisierungs- und Asso- 
ziierungsabkommen mit Serbien sind wieder aufgenom- 
men worden. 

Entscheidend ist, dass die Europäische Union durch neue 
institutioneile Weichenstellungen die Stagnation über- 
wunden und ihre Handlungs- und Zukunftsfähigkeit auch 
in einer zunehmend globalisierten Welt sichergestellt hat. 


Mit ambitionierten Beschlüssen hat sie die Meinungsfüh- 
rerschaft in zentralen Zukunftsthemen wiedererlangt. Die 
Europäische Union ist heute besser aufgestellt, um gemäß 
ihren Wertevorstellungen Politik nach innen wie nach au- 
ßen zu gestalten. Dies wird die Akzeptanz der EU bei den 
Bürgerinnen und Bürgern weiter erhöhen. Die Europäi- 
sche Union ist und bleibt das Fundament unserer gemein- 
samen Zukunft. 

I. Eine handlungsfähige Gemeinschaft - 
die EU weiterentwickeln 

ln der Berliner Erklärung vom 25. März 2007 zum 
50. Jahrestag der Römischen Verträge haben die Staats- 
und Regierangschefs die gemeinsamen Werte und Ideale 
der Europäerinnen und Europäer in Erinnerung gerufen 
und ein eindrucksvolles Bekenntnis für eine Neubegrün- 
dung des Europäischen Infegrationsprozesses abgelegt. 
Die Erklärung benennt die zentralen Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts und vereinbart ein gemeinsames 
Vorgehen zu deren Bewältigung. Die Staats- und Regie- 
rungschefs haben darin ihre Verpflichtung bekräftigt, die 
Europäische Union bis zum Jahre 2009 auf eine erneuerte 
gemeinsame Grundlage zu stellen. 

Gleichzeitig ist es gelungen, die wesentlichen Neuerun- 
gen des Verfassungsvertrags und damit seine inhaltliche 
Substanz zu erhalten. So erhält die Grandrechtecharta 
volle Rechtsverbindlichkeit. Damit konnte der zentrale 
Fortschritt des Verfassungsvertrags im Bereich des 
Grandrechteschutzes bewahrt werden. 

Bei der Frage der Stimmengewichtung im Rat bleibt das 
Prinzip der doppelten Mehrheit erhalten, das sowohl die 
Gleichheit der Mitgliedstaaten als auch die Gleichheit der 
Bürger/innen bei Entscheidungen im Rat sicherstellt. Die 
Verschiebung der Einführung der doppelten Mehrheit auf 
das Jahr 2014 führt dazu, dass das Prinzip der doppelten 
Mehrheit zeitgleich mit der Verkleinerung der Kommis- 
sion wirksam wird. 

Das institutioneile Paket konnte insgesamt erhalten wer- 
den. Der Anwendungsbereich der qualifizierten Mehrheit 
und der Mitentscheidung des Europäischen Parlaments 
wurden deutlich ausgeweitet. Durch die Festlegung des 
Mitentscheidungsverfahrens als Regelverfahren wird das 
Europäische Parlament zum gleichberechtigten Gesetzge- 
ber neben dem Rat. Der Kommissionspräsident wird 
künftig durch das Europäische Parlament gewählt. Die 
EU wird durch diese Fortschritte demokratischer und 
transparenter. 

Auch die Verminderung der Zahl der Kommissare auf 
zwei Drittel der Zahl der Mitgliedstaaten ab 2014 stärkt 
die Handlungsfähigkeit der EU. Das gleiche gilt für das 
neue Amf eines dauerhaften Präsidenten des Europäi- 
schen Rates, das Kontinuität, Kohärenz und Sichtbarkeit 
der EU-Politik nach innen wie nach außen sicherstellt. 
Die Außenpolitik der EU wird durch die Einführung des 
Amtes eines Hohen Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheifspolitik sowie durch den Europäischen Aus- 
wärtigen Diensf wesentlich gestärkt. Die im Verfassungs- 
vertrag vorgesehenen Funktionen des Amtes (u. a. Vize- 
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Präsident der Kommission für Außenbeziehungen, Vor- 
sitz im Rat für Außenbeziehungen) bleiben in vollem 
Umfang erhallen. 

Die wesentliehen Fortsehritte des Verfassungsvertrags im 
Bereieh der Saehpolitiken konnten ebenfalls erhalten 
werden. Diese betreffen neben der Außenpolitik der EU 
insbesondere die Bekämpfung von Terrorismus und Kri- 
minalität, die Energiepolitik sowie den Bereieh Soziales. 
Zusätzlieh wurden neue Reehtsgrundlagen für Klima- 
sehutz sowie Energiesolidarität in die neuen Verträge auf- 
genommen. 

Im Bereieh Justiz und Inneres wurde dureh eine Anpas- 
sung des in der Verfassung bereits vorgesehenen „Not- 
bremse“-Meehanismus die Mögliehkeit für diejenigen 
Mitgliedstaaten, die im Rahmen einer verstärkten Zusam- 
menarbeit vorangehen möehten, erleiehtert. 

Die aus deutseher Sieht wiehtige Anerkennung der kom- 
munalen Selbstverwaltung sowie des Status der Kirehen 
(sog. Kirehenartikel) bleiben ebenfalls erhalten. 

Die bereits im Verfassungsvertrag angelegte Stärkung der 
Rolle der nationalen Parlamente, insbesondere bei der 
Subsidiaritätsprüfung, sowie eine verbesserte Kompe- 
tenzabgrenzung wurden noeh weiter ausgebaut. Damit 
wurde wiehtigen Anliegen der Bevölkerung, die in der öf- 
fentliehen Diskussion während der zurüekliegenden Re- 
flexionsphase in einigen Mitgliedstaaten vorgetragen 
wurden, Reehnung getragen. 

II. Eine integrierte Klima- und Energiepolitik 

Eine integrierte Klima- und Energiepolitik der EU war 
ein deutlieher Schwerpunkt der deutschen Präsident- 
schaft. Die Staats- und Regierungschefs haben beim Eu- 
ropäischen Rat im März 2007 ehrgeizige Ziele sowohl für 
die Reduzierung der klimaschädlichen Emissionen bis 
2020 als auch für eine umfassende Energiepolitik für 
Europa festgelegt. Der Aktionsplan Energie definiert 
gleichermaßen ambitionierte Ziele für Energieeffizienz 
und emeuerbare Energien. Er verzahnt kohärent und 
gleichrangig Wettbewerbsfähigkeit, Versorgungssicher- 
heit und Klimaschutz zu einem Zieldreieck der Energie- 
politik für Europa. Das Ziel der EU, den Anstieg der 
Temperatur auf maximal 2 Grad zu begrenzen, wurde be- 
kräftigt und war Leitschnur für die klima- und energie- 
politischen Beschlüsse. 

Die Entscheidungen der EU wurden unterstützt durch das 
breite öffentliche Interesse für die Klimapolitik - u. a. 
ausgelöst durch die Veröffentlichung des Stern-Berichts 
und der Ergebnisse des „Intergovemmental Panel on 
Climate Change“ (IPCC). Im Rahmen der Verabschie- 
dung eines Energieaktionsplanes für die Jahre 2007 bis 
2009 konnfe der Durchbruch zu besonders ehrgeizigen 
und richtungsweisenden Beschlüssen erreicht werden, 
mit denen die EU einerseits eine Wende in der Klimapoli- 
tik eingeleitet und weltweit die Vorreiterrolle für die posf- 
20 12- Verhandlungen übernommen haf, andererseif s über 
eine infegrierfe Klima- und Energiepolitik für Europa ei- 
nen europäischen Mehrwert für Bürger und Unternehmen 
schafft. 


Konkret hat sich die EU darauf verständigt, ihre CO 2 - 
Emissionen bis 2020 um 30 Prozent gegenüber 1990 zu 
verringern, soweit auch andere Industriestaaten sich zu 
vergleichbaren Reduktionen verpflichten. Zusätzlich ha- 
ben die Mitgliedstaaten beschlossen, dass die EU unab- 
hängig von dem Vorgehen anderer Staaten ihre CO 2 - 
Emissionen bis 2020 um mindestens 20 Prozent (vergli- 
chen mit 1990) vermindern wird. Von dieser Entschei- 
dung geht auch ein klares Signal an die Wirtschaft aus, 
dass der europäische Emissionshandel nach 2012 fort- 
geführt wird und es sich lohnen wird, in ressourcen- und 
energieeffiziente Technologien zu investieren. 

Darüber hinaus hat sich die EU das Ziel gesetzt, durch 
verbesserte Energieeffizienz bis 2020 20 Prozent des 
Energieverbrauchs einzusparen. Außerdem wurde ver- 
bindlich vereinbart, bis 2020 einen Anteil der emeuerba- 
ren Energien am Gesamtenergieverbrauch von 20 Prozent 
zu erreichen. Schließlich wurde für 2020 ein verbindli- 
ches Mindesfziel in Höhe von 10 Prozent für den Anfeil 
von Biokraftsfoffen am gesamten verkehrsbedingten Ben- 
zin- und Dieselverbrauch in der EU vereinbart. 

Der Aktionsplan Energie benennt auch die Prioritäten für 
die Energieaußenbeziehungen der EU, die vor allem der 
Energieversorgungssicherheit durch Diversifizierung der 
Bezugsquellen (einschließlich Effizienz und emeuerbare 
Energien) und Sichemng der Transitrouten, den interna- 
tionalen kooperativen Energiedialogen und damit auch 
dem Klimaschutz dienen sollen. Basis hierfür isf ein um- 
fassender Ansafz, der Klimapolitik ebenso einbezieht wie 
Entwicklungs- und Handelspolitik. Der Europäische Rat 
hat dabei bekräftigt, dass die EU mit einer gemeinsamen 
Stimme sprechen muss. 

Der Aktionsplan Energie umfasst zudem Maßnahmen, 
um den EU-Binnenmarkt für Sfrom und Gas effizienfer 
zu gesfalfen (u. a. Entflechtung, Regulierang, Interkon- 
nektoren), besser zu integrieren und letztlich zu vollen- 
den. 

Auf besondere Initiative der deutschen Präsidentschaft 
wurde die Europäische Energiestrategie für den Verkehr 
angenommen, die eine Roadmap vorsieht mit konkreten 
Maßnahmen zur Verbesserung der Klimarelevanz, der 
Energieeffizienz und des verstärkten Einsatzes alternati- 
ver Kraftstoffe im Straßenverkehr, aber auch bei den übri- 
gen Verkehrsträgern. 

Ebenso haben die Mitgliedstaaten sich für den Vorschlag 
der Kommission ausgesprochen, die C02-Emissionen für 
neue PKW in einem infegrierten Ansafz auf durchschnitt- 
lich 120 g CO 2 pro Kilometer bis 2012 zu reduzieren. 

Zudem hat die deutsche Präsidentschaft die Verhandlun- 
gen zur Einbeziehung des Luftverkehrs in den Emissions- 
handel vorangebracht, ohne dem Wettbewerb abträglich 
zu sein. Der Rat ist sich einig, dass auch alle Flüge von 
der EU in Drittstaaten und aus solchen in die EU in das 
Regime des europäischen Emissionshandels einbezogen 
werden sollen. Damit wurde ein klares Zeichen für die 
bevorsfehende ICAO- Versammlung gesefzf. 
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Die Europäische Union hat somit ihre Vorreiterrolle beim 
internationalen Klimaschutz ausgebaut und einen Meilen- 
stein im internationalen Klimaschutz gesetzt. Zudem hat 
sie die Voraussetzungen für eine erfolgreiche VN-Klima- 
konferenz im Dezember 2007 in Bali geschaffen, bei der 
die Einleitung von Verhandlungen für ein umfassendes 
infemafionales Klimaschutzregime post 2012 beschlossen 
werden soll. Ziel ist es, bis 2009 auf internationaler 
Ebene Reduktionsziele für die Zeit nach 2012 zu verein- 
baren, die auf eine Halbierung der globalen Treibhausgas- 
emissionen bis 2050 gegenüber dem Jahr 1990 ausgerich- 
tet sind. Die Geschlossenheit, mit der die EU hinter ihren 
Klimaschutzzielen steht, hat die ebenfalls historische Ei- 
nigung mit den G8- Staaten in Heiligendamm erst möglich 
gemacht. 

III. Weitere Bereiche zur Gestaltung der 
wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Zukunft Europas 

Europa hat seine wirtschaftliche Dynamik - Vorausset- 
zung für die Sicherung von Wachsfum und Beschäfti- 
gung - wiedergewonnen. Mit voraussichtlich 2,9 Prozent 
Wachstum in diesem Jahr wird es erstmals seit langer Zeit 
das der USA übertreffen. Wie der unter deutschem Vor- 
sitz angenommene Fortschrittsbericht zeigt, trägt die er- 
neuerte Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäfti- 
gung Früchte. Sie ist ein wichtiges Instrument, um unsere 
wirtschaftliche Zukunft und die Grundlagen unserer sozia- 
len Systeme zu sichern. Im Bestreben unser europäisches 
Lebensmodell zu wahren, wurde auf dem Frühjahrsgipfel 
im März die Bedeutung der Wettbewerbsfähigkeit hervor- 
gehoben und zugleich die soziale und ökologische Di- 
mension der Lissabon-Strategie betont. Hierzu hat der 
Europäische Rat erstmals seit der Neuausrichtung der 
Lissabonstrategie auf Wachstum und Beschäftigung län- 
derspezifische Empfehlungen für die Mitgliedsfaaten und 
die Eurozone indossiert, die als zentrale Richtschnur für 
die weiteren Reformen in den Mitgliedstaaten dienen. Mit 
der Verabschiedung einer integrierten Klima- und Ener- 
giepolitik für Europa gibf Europa Anfworten auf eine zen- 
trale Herausforderung am Beginn dieses Jahrhunderts. 

1 . Gestaltung der wirtschaftlichen Zukunft 

- Vollendung des Binnenmarkts und Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit europäischer 
Unternehmen 

Wesentliches Ziel unserer Präsidentschaft war, zur weite- 
ren Vollendung des Binnenmarktes beizutragen und das 
Potenzial besser zu nutzen, das Europa als größter Bin- 
nenmarkt der Welt nach seiner Wirtschaftskraft bietet. 
Die Herausforderungen für den Binnenmarkt des 
21. Jahrhunderts liegen in der Globalisierung. Die Deut- 
sche Präsidentschaft hat daher ein reibungsloses Funk- 
tionieren des Binnenmarktes nicht nur als Kern der 
Lissabon-Strategie für Wachsfum und Beschäftigung he- 
rausgestellt, sondern die weitere Stärkung seiner vier 
Freiheiten (freier Warenverkehr, Freizügigkeif, Diensf- 
leisfungs- und Kapifalfreiheif) als wichtiges Instrument 


zur Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit der EU betrachtet. 

Ein Ziel der deutschen Ratspräsidentschaft war es, den 
Warenverkehr im Binnenmarkt zu erleichtern. Ein großer 
Teil der in der EU gehandelten Waren unterliegt auch 
heute noch unterschiedlichen nationalen Regeln oder 
Überwachungsverfahren, die sich kostensteigemd für die 
Unternehmen auswirken. Unter der deutschen Präsident- 
schaft wurde intensiv an der Stärkung und verbesserten 
Durchsetzung des Prinzips der gegenseitigen Anerken- 
nung für die nicht-harmonisierten Produkfe (hier gibt es 
keine EU-Regeln) und die Verbesserung und Vereinheitli- 
chung der Akkreditierung und Marktüberwachung für 
harmonisierfe Produkte (sog. Neuer Ansatz) gearbeitet. 

Für ein höheres Maß von Rechtssicherheit für die Unter- 
nehmen bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen sorgt 
die unter deutscher Präsidentschaft erfolgte Einigung 
über die Rechtsmittelrichtlinie. 

Auf dem Gebiet der europäischen Zollgesetzgebung 
konnte das wohl umfassendste Gesetzesvorhaben seit 
1992, die Modernisierung des Zollkodex, erfolgreich ei- 
ner politischen Einigung zugeführt werden. Insbesondere 
aus dem Konzept der zentralen Zollabwicklung und dem 
Grundsatz des elektronischen Datenaustauschs zwischen 
allen am Im- und Export Beteiligten ergeben sich wesent- 
liche Verfahrensvereinfachungen für Wirtschaft und Ver- 
waltung. Die konkrete Ausgestaltung und der zeitliche 
Rahmen zur Umsetzung werden durch die Entscheidung 
über ein papierloses Arbeitsumfeld für Zoll und Handel 
festgelegt, auf die sich die Fachminister unter deutscher 
Präsidentschaft politisch geeinigt haben. 

Gute Fortschritte wurden auch bei anderen Projekten er- 
reicht. Hierzu zählen: 

- die Fortentwicklung des Binnenmarktes für Finanz- 
diensfleistungen u. a. durch die mif der Befeiligungs- 
RL vertiefte Konvergenz des Aufsichtshandelns beim 
grenzüberschreitenden Erwerb von Beteiligungen im 
Finanzsektor und die Entwicklung einer gemeinsa- 
men, auf eine verbesserte Transparenz von Hedge- 
fonds zielenden europäischen Position zur Diskussion 
im Kreis der G8. 

- die neue Fertigpackungsrichtlinie sieht die Freigabe 
von Nennfüllmengen für Erzeugnisse in Fertigpackun- 
gen vor. Der Wettbewerb wird damit gestärkt und 
künftig werden mehr Verpackungsgrößen zur Auswahl 
stehen, die den vielfältigen Bedürfnissen der Kunden 
entgegen kommen. 

Bei der vollständigen Liberalisierung des europäischen 
Markts für Postdiensfleisfungen konnten zwar wichtige 
Fortschritte, aber noch keine Einigung erzielt werden. 

Zudem konnte zu den meisten Teilen des Mehrwertsteu- 
erpaketes unter deutschem Vorsitz eine politische Eini- 
gung erzielt werden. Die portugiesische Präsidentschaft 
hat den Auftrag erhalten, die noch offenen Punkte einer 
Lösung zuzuführen, so dass der Raf das gesamfe Mehr- 
werfsfeuerpakef bis Ende 2007 formal verabschieden 
kann. 
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Daneben standen vor allem auch die Vorhaben im Vorder- 
grund, die für die Bürgerinnen und Bürger besondere Vor- 
teile bedeuten: 

- ln der Öffentlichkeit besonders wahrgenommen wurde 
die Verabschiedung der Roaming- Verordnung, die 
europaweit eine preisgünstigere Nutzung des Mobil- 
telefons ermöglichen wird. Noch in der diesjährigen 
Urlaubssaison müssen die neuen verbraucherfreundli- 
chen Tarife angeboten werden, wobei die Gebühren in 
den nächsten Jahren weiter schrittweise reduziert wer- 
den; 

- Mit der Entschließung zur Verbraucherpolitischen 
Strategie 2007 bis 2013 konnte ein deutliches Signal 
für die Stärkung und Weiterentwicklung der Verbrau- 
cherpolitik von einer reinen Verbraucherschutz- hin zu 
einer Verbrauchermarktpolitik geleistet werden; 

- Ein weiterer Schwerpunkt der künftigen Verbraucher- 
politik werden die Herausforderungen und Chancen in 
der digitalisierten Welt sein. Um den verbraucherpoli- 
tischen Diskussionsprozess auf europäischer Ebene zu 
befördern, hat die Präsidentschaft hierzu eine Charta 
zur „Verbrauchersouveränität in der digitalisierten 
Welt“ vorgelegt. 

- Mit der Einigung auf eine Zahlungsdienste-Richtlinie 
wurde ein maßgeblicher Schritt zur Verwirklichung 
des Einheitlichen Europäischen Zahlungsraums 
(SEPA) getan. Künftig können Bürger und Unterneh- 
mer z. B. ihren gesamten Euro-Zahlungsverkehr über 
ein Konto bei einer einzigen beliebigen Bank abwi- 
ckeln. 

- Wachstums- und stabilitätsorientierte Finanz- 
und Wirtschaftspolitik 

Der Euro ist eine Erfolgsgeschichte der europäischen In- 
tegration: Zum 1. Januar 2007 konnte Slowenien als ers- 
ter der zehn Mitgliedsstaaten der großen Erweiterungs- 
runde von 2004 den Euro einführen. Das Verfahren zur 
Euroeinführung in Malfa und Zypern, die lauf Kommis- 
sion und Europäischer Zenfralbank die Konvergenzkrife- 
rien erfüllen, wurde erfolgreich eingeleifef. 

Die zenfrale Botschaft der unter deutschem Vorsitz ge- 
führten finanzpolitischen Debatten war, die aktuell guten 
wirtschaftlichen Bedingungen zur weiteren Haushalts- 
konsolidierung zu nutzen. Steuermehreinnahmen sollen 
zum Schuldenabbau eingesetzt und damit die Nachhaltig- 
keit der öffentlichen Finanzen gesichert werden. Vor die- 
sem Hintergrund, haben die dreizehn Finanzminister des 
Euroraums im April vereinbart, bis 2010 ihre jeweiligen 
mittelfristigen Haushaltsziele (für Deufschland: gesamt- 
sfaatlicher Haushalfsausgleich) anzustreben. Dies zeigt, 
ebenso wie die Entlassung von Frankreich, Griechenland, 
Malta und Deutschland aus dem Defizitverfahren, dass 
der reformierte Stabilitäts- und Wachstumspakt wirkt und 
seine Bewährungsprobe bestanden hat. 

Die Erhöhung der Effizienz und Effektivität des öffentli- 
chen Sektors ist ein wichtiges Element der Lissabon-Stra- 
tegie und kann die Einhaltung der Verpflichtungen aus 
dem Stabilitäts- und Wachstumspakt erleichtern. Dieses 


Thema stand auch im Mittelpunkt der von der deutschen 
Präsidentschaft forcierten Diskussion über die Qualität 
der öffentlichen Finanzen, ln seinen im Juni beschlosse- 
nen Schlussfolgerungen betont der Ecofin die Notwen- 
digkeit, die Leistungsorientierung und Effizienz des öf- 
fentlichen Sektors weiter zu verbessern. Die Debatte über 
die Qualität der öffentlichen Finanzen wird von der portu- 
giesischen Präsidentschaft fortgeführt werden. 

Eine effektive Bekämpfung von Steuermissbrauch leistet 
einen wichtigen Beitrag zur Tragfähigkeit der öffent- 
lichen Haushalte und zum Schutz der steuerehrlichen 
Unternehmer. Die Kommission wurde vor diesem Hinter- 
grund aufgefordert, bis Ende 2007 erste Rechtssetzungs- 
vorschläge im Bereich der sog. konventionellen Maßnah- 
men des bestehenden Umsatzsteuersystems vorzulegen 
sowie eine Analyse der Effekte einer Option für ein gene- 
relles Reverse-Charge- Verfahren auf den Binnenmarkf 
einschließlich der Möglichkeif eines enfsprechenden Pi- 
lofprojekfs (in Ösferreich) durchzuführen. Bei diesem 
Verfahren wird der Sfeuerbefrug durch eine Verlagerung 
der Sfeuerschuld für Umsäfze in der Unfemehmenskeffe 
auf den Leisfungsempfänger bekämpft. 

Um ein reibungsloseres Zusammenwirken der verschie- 
denen souveränen nafionalen Sfeuersysfeme im Bereich 
der direkfen Sfeuem zu fördern, konnten sich die Mit- 
gliedstaaten dahingehend einigen, dass in bestimmten, 
noch zu spezifizierenden Bereichen eine stärkere Koordi- 
nierung zwischen diesen Steuersystemen angemessen 
sein kann. Die Arbeiten an der einheitlichen konsolidier- 
ten Bemessungsgrundlage für die Untemehmensbesteue- 
rung, wodurch die globale Wettbewerbsfähigkeit des Bin- 
nenmarktes gestärkt werden soll, wurden planmäßig 
fortgeführt. 

- Sicherung des finanziellen Rahmens für Europa 

Mit der unter deutscher Präsidentschaft zustande gekom- 
menen Einigung über den Eigenmittelbeschluss, mit dem 
die Beschlüsse des Europäischen Rates zur Finanziellen 
Vorausschau vom Dezember 2005 formal umgesetzt wur- 
den, ist ein wichtiger Schritt hin zu einer fairen finanziel- 
len Lastenteilung erreicht worden. Damit ist eine Voraus- 
setzung zur dynamischen Weiterentwicklung Europas 
erfüllt worden. Zugleich führt die Einigung zu einer deut- 
lichen Entlastung für Deufschland. 

- Bessere Rechtsetzung 

Bessere Rechtsetzung ist ein zentraler Beitrag zur Verbes- 
serung der Rahmenbedingungen für die europäischen Un- 
ternehmen, insbesondere auch der kleinen und mittleren 
Unternehmen, aber auch für Bürger/innen und Verwal- 
tung mit dem Ziel der Senkung der Bürokratiekosten. Der 
deutsche Vorsitz konnte auf EU-Ebene die Festlegung 
konkreter quantitativer Ziele für den Bürokratiekosten- 
abbau durchsetzen: Bis 2012 sollen 25 Prozent des durch 
EU-Recht bedingten Verwaltungsaufwands abgebaut 
werden. Den Mitgliedstaaten wird empfohlen, ähnlich 
ambitionierte Abbauziele zu erreichen. Zur Erreichung 
des Abbauziels wurde beim Frühjahrsgipfel der Start- 
schuss für ein Aktionsprogramm der Kommission zur 
Messung und Verringerung der Bürokratielasten gegeben. 
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Ebenfalls wurde, um das Potenzial einer besseren Reeht- 
setzung zu verdeutlichen, mit der Durchführung von So- 
fortmaßnahmen begonnen, die sich für einen raschen Ein- 
stieg in den Bürokratiekostenabbau eignen. Insgesamt 
zehn Legislativmaßnahmen sind auf den Weg gebracht 
worden, einige konnten sogar noch unter deutscher Präsi- 
dentschaft abgeschlossen werden. 

- Förderung von Umwelttechnologien 

Forschung und Entwicklung sind wichtige strategische 
Instrumente der Energie- und Klimapolitik. Die Entwick- 
lung von ressourcenschonenden und energieeffizienten 
Technologien wird in Zukunft ein zentraler Faktor für die 
Wettbewerbstahigkeit europäischer Unternehmen sein. 
Die EU steht vor der Herausforderung, zu dieser Frage 
ökonomische und ökologische Antworten zu finden. Des- 
wegen wurde unter deutscher Präsidentschaft das große 
Potential von Umwelttechnologien und -iimovationen be- 
sonders hervorgehoben. Zu nennen sind hier beispiels- 
weise Technologien für Emeuerbare Energien und eine 
Förderung der Energieeffizienz sowie die nachhaltige 
Kraftwerkstechnologie, Abscheidung von COj und COj- 
Lagerung. Die Kommission wurde beauftragt, bis Anfang 
2008 einen Vorschlag tur eine ehrgeizige und integrierte 
Strategie zur Förderung von Öko-Innovationen vorzule- 
gen. Hierzu hat der Umweltrat durch die Verabschiedung 
von Schlussfolgerungen bereits eine Vorarbeit geleistet 
und konkrete Ansätze benannt. 

- Förderung von Forschung und Entwicklung 

Unser Wohlstand und wirtschaftliches Wachstum hängt in 
hohem Maße von den Investitionen in Bildung, For- 
schung und Entwicklung ab. Im Rahmen der Lissabon- 
Agenda haben sich die Mitgliedstaaten daher dem Ziel 
verpflichtet, bis 2010 3 Prozent des Bruttosozialproduk- 
tes für Forschung und Innovation aufzuwenden. 

Zentrales Element der Forschungs- und Innovationspolitik 
der EU ist das 7. Forschungsrahmenprogramm (7. FRP), 
das während der deutschen Ratspräsidentschaft gestartet 
wurde. Mit seinem Finanzvolumen von rund 54,4 Milliar- 
den Euro für den Zeitraum von 2007 bis 2013 ist es das 
weltweit größte ForschungstÖrderprogramm. Mit der Ein- 
richtung des Europäischen Forschungsrates (ERC) im 
Rahmen des 7. FRP ist in Europa auch erstmals die För- 
derung von exzellenter Pionierforschung möglich. Das 
7. FRP und der ERC stellen damit wichtige Weichen für 
die Verbesserung der Innovationstähigkeit und die Siche- 
rung der Wettbewerbstähigkeit Europas. 

Der Wissenstransfer aus der Forschung in die wirtschaft- 
liche Nutzung und der Schutz des damit verbundenen 
geistigen Eigentums sind ein weiteres zentrales Element 
tur die europäische Innovationstähigkeit. Deutschland hat 
daher zur Verbesserung der Nutzung von Forschungs- 
ergebnissen wie auch zur Verhinderung unkontrollierten 
Know-how-Abflusses eine Initiative für eine Charta zum 
Umgang mit geistigem Eigentum an öffentlichen For- 
schungseinrichtungen und Hochschulen - eine IP -Char- 
ta - gestartet. 


Für eine exzellente Wissenschaft sind europäische For- 
schungsinfrastrukturen unabdingbar. Mit den beim Wett- 
bewerbsrat am 22. Mai verabschiedeten Ratsschlussfolge- 
rungen zu europäischen Forschungsinfrastrukturen haben 
die Forschungsministerinnen und -minister bestätigt, dass 
Sie den vom Europäischen Strategischen Forum tur For- 
schungsinfrastrukturen (ESFRl) erstellten Fahrplan für 
europäische Forschungsintrastrukturen umsetzen wollen. 

Die deutsche Ratspräsidentschafi hat große Erfolge hin- 
sichtlich der Einrichtung eines Europäischen Technolo- 
gieinstitutes (ETI) erzielen können. Das ETI mit seinen 
Wissens- und Innovationsgemeinschaften, die exzellente 
und anwendungsrelevante Forschung betreiben sollen, 
kann die Innovationstähigkeit Europas nachhaltig verbes- 
sern, indem es das Wissensdreieck von Bildung, For- 
schung und Innovation stärkt. Beim Wettbewerbsrat am 
25. Juni konnte eine politische Einigung bezüglich der 
Einrichtung des ETI erzielt und damit die Verhandlungen 
erfolgreich abgeschlossen werden. 

Nach wie vor gibt es große Unterschiede in der wissen- 
schaftlichen Leistungstähigkeit in Europa. Der deutsche 
Vorsitz hat daher einen Leitfaden für die Nutzung von 
Strukturfondsmitteln im Forschungsbereich erarbeitet 
und zum Gegenstand von Schlussfolgerungen des Rates 
(Wettbewerbstähigkeit) gemacht. 

Auf dem gemeinsamen Rat von EU und ESA zur Welt- 
raumpolitik ist der Grundstein für ein Europäisches Welt- 
raumprogramm gelegt worden, das dem Wandel der 
Raumfahrt zu einer stärkeren Nutzerorientierung Rech- 
nung trägt und - auf den Raumfahrtaktivitäten von EU 
und ESA aufbauend - Ziele und Prioritäten setzt. 

- Stärkung der europäischen Bildungs- 
zusammenarbeit 

Unter dem Leitmotiv „Bildung verbindet - Education 
Unites - EU“ wurde die zentralen bildungspolitischen 
Handlungsfelder vorangetrieben. Das mit rd. 7 Mrd. Euro 
dotierte Programm „Lebenslanges Lernen“ wurde gestar- 
tet. Damit werden erfolgreiche Maßnahmen wie die der 
Erasmusstipendien fortgeführt. Die europaweite Hoch- 
schulzusammenarbeit wurde im Rahmen einer Bologna- 
Ministerkonferenz insbesondere unter den Aspekten Mo- 
bilität, Qualität und Beschäfligungstähigkeit gestärkt. 

Unter deutschem Vorsitz wurde zudem der Reflexions- 
prozess zur Weiterentwicklung der bildungspolitischen 
Komponenten des Lissabonprozesses (Arbeitsprogramm 
Bildung und Ausbildung 2010) eingeleitet. Um die Beur- 
teilung der Fortschritte zu ermöglichen, wurde ein kon- 
kreter Katalog von Indikatoren und Zielsetzungen verab- 
schiedet. 

Zur Förderung des europäischen Zusammenhaltes wurde 
bei einem informellen Ministertreffen in Heidelberg unter 
Beteiligung der Balkanländer und weiterer Länder eine 
Diskussion über Europas Werte und den Beitrag der 
Bildung geführt. Die Zusammenarbeit mit dem Mittel- 
meerraum wurde durch eine erstmalig durchgetuhrte 
EUROMED-Ministerkonferenz in Kairo ausgebaut. 
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- moderne europäische Verkehrspolitik 

Ein leistungsfähiges, naehhaltiges und sieheres Verkehr- 
system ist Voraussetzung für die Sfärkung von Weffbe- 
werbsfahigkeif und Wachsfum. Insbesondere im Luffver- 
kehr wurden erhebliehe Forfsehritte erzieh: 

Mit dem Abschluss eines umfassenden Luflverkehrsab- 
kommens mit den USA konnte ein neu gestalteter Rechts- 
rahmen geschaffen werden, der letztlich darauf abzielt, 
einen gemeinsamen offenen Luflverkehrsraum zu schaf- 
fen. Auch beim Abkommen mit Russland zur vollständi- 
gen Abschaffung des besfehenden Sysfems der Zahlun- 
gen für Sibirienüberflüge bis 2014 konnfe Einigung 
erreicht werden. 

Mit der Entschließung des Rates vom 8. Juni 2007 zur 
förmlichen Gründung des gemeinsamen Unternehmens 
SESAR (Single European Sky ATM Research Pro- 
gramm) wurden die Weichen für die Entwicklung der er- 
forderlichen Sysfemfechnologie für ein zukunftsweisendes 
europäisches Flugsicherungssystem gestellt. Mit der allge- 
meinen Ausrichtung des Rates zur Revision des dritten 
Liberalisierungspakets Luftverkehr ist zudem ein wesent- 
licher Schrih in Richtung Verbesserung von Markteffi- 
zienz, Sicherheit und Schutz der Fluggäste gelungen. 
Auch die erzielte politische Einigung zur Erweiterung des 
Aufgabenbereichs der europäischen Agentur für Flug- 
sicherheif (EASA) isf ein wichtiger Baustein zur weiteren 
Verbesserung der Flugsicherheit. Insgesamt wird mit die- 
sen Maßnahmen die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Luflverkehrswirtschafl deutlich erhöht. 

Nach achtjähriger Diskussion konnte unter deutscher 
Ratspräsidentschaft eine Einigung mit dem Europäischen 
Parlament über die Verordnung zu Öffentlichen Perso- 
nenverkehrsdiensten erreicht werden. Der Erhalt der in 
Deutschland bestehenden Verkehrsverbünde konnte dabei 
dauerhaft gesichert und die Zuständigkeit der kommuna- 
len Verkehrsträger dem Subsidiaritätsprinzip folgend ge- 
wahrt werden. 

Im maritimen Bereich konnten u. a. zu drei Dossiers aus 
dem sog. Dritten Seesicherheitspaket politische Einigun- 
gen erzielt werden (betreffend die Einrichtung eines ge- 
meinschaftlichen Überwachungs- und Informationssys- 
tems für den Schiffsverkehr, die Hafensfaafkontrolle so- 
wie die Festlegung der Grundsätze für die Untersuchung 
von Unfällen im Seeverkehr). Die Verhandlungen über 
den Vorschlag für eine Verordnung über die Haftung von 
Beförderern von Reisenden auf See und im Binnen- 
schiffsverkehr bei Unfällen wurden vorangebrachf. 

Erfolgreich abgeschlossen wurden auch die Verhandlun- 
gen im Vermittlungsverfahren über das Dritte Eisenbahn- 
paket. Damit ist der Weg frei gemacht worden für einen 
einheitlichen Lokführerschein, die Sfärkung der Fahrgasf- 
rechte und die Öffnung des grenzüberschreitenden Perso- 
nenverkehrs einschließlich der Kabotage. 

Wesentliche Fortschritte wurden auch für die so genannfe 
„Cross Accepfance“ (gegenseifige Anerkennung von 
Schienenfahrzeugen) erreicht. Ziel ist, die Zulassungen 
von international eingesetzten Schienenfahrzeugen zu er- 


leichtern mit der Folge, dass sowohl Zeit als auch Geld 
gespart wird. 

Im Straßenverkehrsbereich ist es gelungen, eine schnelle 
Einigung über die Richtlinie über die Nachrüstung von 
schweren Lkw mit sicheren Seitenspiegeln zu erzielen, 
mit der das Problem des toten Winkels bekämpft wird. 
Hierin liegt ein wichtiger Beitrag zu dem Ziel der EU, die 
Zahl der im Straßenverkehr Getöteten in der EU bis zum 
Jahr 2010 um die Hälfte zu reduzieren. Auch die auf der 
Fachkonferenz eSafety im Juni angenommenen Schluss- 
folgerungen sind ein Baustein zu verbesserter Straßenver- 
kehrssicherheit in der EU. 

Insgesamt ist es der Präsidentschaft gelungen, Transpa- 
renz hinsichtlich des Standes beim satellitengestützten 
Navigationssystem Galileo zu erreichen, die Grundlagen 
für eine Orientierung bei der Neuausrichtung des Projekts 
zu legen und damit die endgültige Entscheidung über die 
weitere Fortführung von Galileo vorzubereiten. Auf Ini- 
tiative der Präsidentschaft hat der Verkehrsministerrat im 
März dem Industriekonsortium ein Ultimatum zur Wei- 
terführung der Verhandlungen über eine Konzession für 
Aufbau und Betrieb des Systems gesetzt und die Kom- 
mission zur Evaluierung der Verhandlungen und Darle- 
gung möglicher Alternativen zum Systemaufbau aufge- 
fordert. Auf dieser Grundlage wurde offensichtlich, dass 
die Fortsetzung des bisherigen PÖP-Modells (private 
öffentliche Partnerschaft) nicht zielführend war, da der 
Sfarf des Sysfemaufbaus um mehrere Jahre verzögert und 
die öffentliche Hand mittelfristig mit erheblich höheren 
finanziellen Beträgen belastet würde. Auf Vorschlag der 
deutschen Ratspräsidentschaft beschloss daraufhin der 
Rat einstimmig, die Verhandlung mit dem fusionierten 
Konsortium abzubrechen. Auf Initiative der deutschen 
Präsidentschaft wird die Kommission Vorschläge zur Fi- 
nanzierung und zur Beschaffungsstrategie erarbeiten, auf 
deren Grundlage der Ministerrat im Herbst 2007 endgül- 
tig entscheiden soll. 

- integrierte Meerespolitik 

Mit dem Ziel, im maritimen Bereich Wachstum und Be- 
schäftigung im Sinne der Lissabon Strategie zu fördern 
und zugleich die Meeresumwelt zu schützen, hat die deut- 
sche Präsidentschaft im Mai eine hochrangige Konferenz 
in Bremen ausgerichtet. Im Rahmen einer integrativen 
Meerespolitik sollen alle maritimen Wirtschaftsbereiche 
sowie Fragen der Nachhaltigkeit und des Lebens in Küs- 
tenregionen einbezogen werden. Die Kommission wird 
im Oktober hierzu Vorschläge vorlegen. 

- moderne Kultur- und Medienpolitik 

Zentrales Vorhaben zur Förderung der kulturellen Identi- 
tät und Vielfalt Europas war die Revision der Femseh- 
Richtlinie. Nach langwierigen und schwierigen Verhand- 
lungen konnte unter deutschem Vorsitz hierzu Einverneh- 
men (u. a. zu Herkunftslandprinzip, Produktplatzierung, 
Werbevorschriften) hergestellt werden. Damit wird der 
Rechtsrahmen für Femsehdiensfe den fechnologischen 
Enfwicklungen, insbesondere durch Intemef und Digifali- 
sierung angepassf und gleiche Wettbewerbsbedingungen 
für die verschiedenen audiovisuellen Mediendiensfe her- 
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gestellt. Gleichzeitig werden Grundwerte demokratischer 
Gesellschaften wie der Schutz der Menschenwürde, Ju- 
gend- und Verbraucherschutz, Medienpluralismus und 
kulturelle Vielfalt geschützt. Die modernen Regulie- 
rungsformen der Ko- und Selbstregulierung sind als mög- 
liche Umsetzungsinstrumente der Richtlinie verankert, 
deren Bedeutung und Voraussetzungen auch Gegenstand 
einer EU-Medienkonferenz in Leipzig im Mai 2007 wa- 
ren. 

Wichtige Impulse für die Kulturarbeit in Europa wurden 
durch Schlussfolgerungen des Rates zum Beitrag des 
Kultur- und Kreativbereichs zur Verwirklichung der Ziele 
der Lissabon-Strategie gesetzt und hierdurch die Bedeu- 
tung der Branchen für Wachstum und Beschäftigung in 
einem wettbewerbsfähigen Europa unterstrichen. Erste 
konkrete Vorschläge wurden zur Förderung kleinerer und 
mittlerer Unternehmen im Kulturbereich, der untemeh- 
mensbezogenen Ausbildung Kulturschaffender sowie ei- 
ner besseren Querschnittskoordinierung auf Europäischer 
Ebene gemacht. Die Bedeutung der Kulturwirtschaft 
wurde akzentuiert. 

Die erfolgreiche Umsetzung einer Vielzahl von Fachver- 
anstaltungen zu kultur- und medienpolitischen Fragen 
(u. a. Digitalisierung, Kulturwirtschaft, Schutz der kultu- 
rellen Vielfalt und Medienregulierung) sowie die beiden 
Brüsseler Ausstellungen „Visit(e)“ und „Blicke auf 
Europa“ repräsentierten eine kohärente und nachhaltige 
europäische Kultur- und Medienpolitik. 

- leistungsfähige und bürgerorientierte 
Verwaltung 

Im Bereich der europäischen Zusammenarbeit des öffentli- 
chen Dienstes (European Public Administration Network 
„EUPAN“) konnte unter deutschem Vorsitz erreicht wer- 
den, dass die Anforderungen der demographischen Ent- 
wicklung an den öffentlichen Dienst übergreifender Schwer- 
punkt für die künftige Zusammenarbeit im EUPAN- 
Netzwerk werden. Darüber hinaus wurde der soziale Dia- 
log der im EUPAN-Netzwerk versammelten öffentlichen 
Arbeitgeber mit den europäischen Gewerkschaften ausge- 
baut. Weiterhin ist es gelungen, gemeinsame Richtlinien 
zur Gewährleistung der Qualität öffentlicher Dienstleis- 
tungen (Citizen Charters) fertig zu stellen und zu verab- 
schieden. Eine wichtige Rolle spielen dabei auch Fragen 
der Bürgerzufriedenheit und einer kundenorientierten öf- 
fentlichen Verwaltung. 

Der deutschen Präsidentschaft ist es weiterhin gelungen, 
Einigkeit zwischen den Mitgliedstaaten über die wesentli- 
chen Voraussetzungen zur Schaffung eines gemeinsamen 
elekfronischen Kommunikationsraums der gemeinsamen 
Verwaltungen zu erzielen (E-Goverment). 

2. Sicherung von Beschäftigung und Gestai- 
tung der soziaien Zukunft Europas 

- Weiterentwicklung des Europäischen 
Sozialmodells 

Unter deutschem Vorsitz konnte verdeutlicht werden, 
dass Europa mehr ist als ein gemeinsamer Markt. Die De- 


batte über das Europäische Sozialmodell wurde fort- 
geführt, mit konkreten Inhalten verbunden und es ist 
gelungen, gemeinsame Werte sowie die Notwendigkeit 
gemeinsamer Ziele und sozialer Standards zu vergewis- 
sern. Der Stellenwert der Sozialpolitik im Rahmen der 
Lissabon-Strategie wurde deutlich herausgestellt und 
sichtbar gemacht, dass eine wettbewerbsfähige und so- 
ziale Union machbar isf. Insgesamt wurde die soziale 
Dimension der europäischen Integration gestärkt - auch 
über die Grenzen Europas hinweg im Rahmen der erfolg- 
reichen EuroMed-Konferenz in Berlin im März. 

Beim Europäischen Rat im März konnte ein Einverständ- 
nis darüber hergestellt werden, dass die soziale Dimen- 
sion für Europa besondere Bedeutung hat. ln seinen 
Schlussfolgerungen bekräftigte der Europäische Rat die 
Notwendigkeit, das soziale Europa zu stärken, das Euro- 
päische Sozialmodell weiterzuentwickeln und die ge- 
meinsamen sozialen Ziele der Mitgliedstaaten im Rah- 
men der Lissabon-Strategie stärker zu berücksichtigen. 
Dies hat wesentliche Bedeutung für die Akzeptanz so- 
wohl der fortdauernden Reformpolitik als auch der euro- 
päischen Integration. 

Unter deutscher Ratspräsidentschaft hat die Kommission 
einen ersten Zwischenbericht zur sozialen Bestands- 
aufnahme in die Diskussion eingebracht und damit ein 
Konsultationsverfahren eröffnet. Die Ergebnisse dieses 
Prozesses sollen in die für 2008 vorgesehene Halbzeifbe- 
werfung zur Europäischen Sozialagenda einfließen und 
eng verbunden werden mit der Debatte über die Zukunft 
des Binnenmarktes. 

Flexicurity und „gute Arbeit“: Der Flexicurity- Ansatz 
wurde konkretisiert. Dabei wurde deutlich gemacht, dass 
jedes Land seinen eigenen Ansatz hat, um die richtige Ba- 
lance zwischen Flexibilität und Sicherheit zu finden. Im 
Einklang mit den beiden nachfolgenden Präsidentschaf- 
ten wird das Prinzip „gute Arbeit“ hierbei besonders he- 
raus gestellt. Unter der Überschrift „gute Arbeit“ wurde 
eine Entschließung des Rates zur neuen Gemeinschafts- 
strategie für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 
2007 bis 2012 verabschiedet, einem Kembereich der sog. 
guten Arbeit, zu dem außerdem die Arbeitsbedingungen, 
Aus- und Weiterbildung, faire Löhne, Rechte der 
ArbeitnehmerZ-innen, familienfreundliche Gesfaltung der 
Arbeit und Chancengleichheit gehören. Darin bekräftigen 
die Mitgliedstaaten das Ziel einer Reduzierung der Ar- 
beitsunfälle in Europa um 25 Prozent bis zum Jahr 2012. 

Die angenommene Richtlinie zur Vereinfachung und Ra- 
tionalisierung der Berichte beim Arbeitsschutz stellt ei- 
nen wichtigen Schritt zur Vereinfachung des Gemein- 
schaftsrechts und zur systematischen Evaluierung 
europäischer Arbeitsschutzrichtlinien dar. 

Mobilität und soziale Sicherheit: Bei der Erleichterung 
der Mobilität der ArbeitnehmerZ-innen wurden wichtige 
Fortschritte erzielt. Aufbauend auf den Vorarbeiten der 
finnischen Präsidentschaft wurden die Arbeiten an der 
Richtlinie mit Mindestvorschriften zur Verbesserung der 
Begründung und des Erhalts von Zusatzrentenansprüchen 
weitergeführt. Die Kommission wird unter Berücksichti- 
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gung des Votums des EP einen modifizierten Vorschlag 
vorlegen. Bei der Koordinierung der Systeme der sozia- 
len Sicherheit konnten die Beratungen zum Kapitel Kran- 
kenversicherung abgeschlossen werden. 

- Stärkung der Städte und Regionen sowie des 
ländlichen Raums 

Beim informellen Minister/Ministerinnen-Treffen zur 
Stadtentwicklung und zum territorialen Zusammenhalt in 
Leipzig im Mai 2007 ist es gelungen, sich auf gemein- 
same Grundsätze und Strategien für die Stadt- und Raum- 
entwicklungspolitik zu einigen. Alle alten und neuen Mit- 
gliedstaaten ziehen erstmals wieder an einem Strang. Die 
verabschiedeten Dokumente unterstreichen die Rolle und 
Verantwortung auch der Regionen und Städte für die Um- 
setzung der Nachhaltigkeits- und der Lissabonstrategie. 
Die Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt 
und die territoriale Agenda der EU setzen einen 
europapolitischen Rahmen für mitgliedstaatliches Han- 
deln, um den Klimawandel, den demographischen Wan- 
del und die Auswirkungen des globalen ökonomischen 
Strukturwandels in den Städten und Regionen bewältigen 
zu können. Sie plädieren ferner dafür, stadtentwicklungs- 
politische und baukulturelle Anliegen bei der Entwick- 
lung von Sektorpolitiken auf EU-Ebene zukünftig stärker 
zu berücksichtigen. 

Auf Initiative der deutschen Präsidentschaft wurden beim 
Informellen Agrarminister/innen-Treffen im Mai die be- 
sonderen Herausforderungen für die ländlichen Regio- 
nen, in denen über die Hälfte der EU-Bevölkerung lebt 
und arbeitet, thematisiert. Hierbei wurde deutlich, dass 
ein Bündel von Maßnahmen erforderlich ist, das weit 
über die bloße Förderung der Agrarwirtschaft hinausgeht. 
Auf Basis eines Berichts der Kommission hat der Agrar- 
rat Schlussfolgerungen zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungssituation im ländlichen Raum verabschiedet, worin 
die Schlüsselrolle der Erhaltung und Schaffung von mo- 
dernen Arbeitsplätzen in den ländlichen Regionen bekräf- 
tigt wird. Ländliche Räume müssten mit moderner Infra- 
struktur ausgestattet werden, um auch für die Jugend und 
Familien ein attraktives Lebensumfeld zu bieten. Die 
Kommission ist aufgefordert worden, weitere Analysen 
zur Beschäftigungssituation und insbesondere zur Anbin- 
dung der ländlichen Räume an moderne Informa- 
tionstechnologien durchzuführen. 

- Chance und Herausforderung des demografischen 
Wandels; Förderung der Chancengleichheit und 
Teilhahe am Arheitsmarkt 

Die EU-Staaten stehen angesichts des demografischen 
Wandels vor komplexen Herausforderungen. Zugleich ist 
eine nachhaltige Familienpolitik Voraussetzung dafür, 
dass der in vielen Mitgliedstaaten zu beobachtende Trend 
zu einer geringeren Geburtenrate umgekehrt werden 
kann. 

Vor diesem Hintergrund fand die vom deutschen Vorsitz 
initiierte „Europäische Allianz für Familien“ breite Un- 
terstützung. Diese schafft eine Plattform für den Aus- 
tausch bewährter Praktiken im Gesamtfeld familien- 
freundlicher Politiken (Vereinbarkeit Familie und Beruf, 


Betreuung von Kindern und älteren, pflegebedürftigen 
Angehörigen, Generationengerechtigkeit u. a.). Weiterer 
Schwerpunkt war die Gestaltung des demografischen 
Wandels, wobei besonderes Augenmerk auf die wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Potentiale der Älteren 
gelegt wurde. 

Bei der Chancengleichheit und Teilhabe am Arbeitsmarkt 
ist es gelungen, für verschiedene Zielgruppen notwendige 
Verbesserungen der europäischen und nationalen Politik 
zu diskutieren und zu vereinbaren. Dies gilt sowohl für 
Menschen mit Behinderungen als auch für von Armut 
bedrohte Personen. Auf Initiative der deutschen Präsi- 
dentschaft hat der Rat einen gemeinsamen Bericht des 
Beschäftigungs- und des Sozialschutzausschusses zum 
aktiven Altem beschlossen, der gute Beispiele enthält und 
einen Beitrag zum Voneinanderlemen leistet. 

Beim ersten gemeinsamen Treffen der EU-Gleichstel- 
lungs- und Familienministerinnen und -minister wurden 
neue Impulse für eine enge Zusammenarbeit von Gleich- 
stellungs- und Familienpolitik für mehr Chancengleich- 
heit von Männern und Frauen gegeben. Zur langfristig 
konsequenten Verfolgung der Gleichstellung wurde eine 
Initiative der Teampräsidentschaft gestartet. 

Darüber hinaus fand die deutsche Präsidentschaft mit ih- 
ren Initiativen zu einer stärker sektorübergreifenden euro- 
päischen Jugendpolitik und einer sichtbareren politischen 
Relevanz der Ratsformation „Jugend“ ungeteilte Zustim- 
mung. So konnte ein Konsens über die Verbesserang der 
Chancengleichheit, die gesellschaftliche Teilhabe und be- 
mfliche Integration aller jungen Menschen - insbeson- 
dere bei der Umsetzung des Europäischen Pakts für die 
Jugend - erzielt werden. 

- innovative nnd präventive Gesnndheitspolitik, 
Ernährnng nnd Sport 

Auch vor dem Hintergmnd des demografischen Wandels 
gewinnt das Thema Gesundheit weiter an Bedeutung. Zu- 
gleich bietet der Gesundheitssektor ein hohes Wachstum- 
spotential. Mit der Einigung auf eine Verordnung über 
Arzneimittel für neuartige Therapien wird die Wettbe- 
werbsfähigkeit der EU in biotechnologischen Schlüssel- 
bereichen maßgeblich gefördert. Die Verordnung umfasst 
Gentherapeutika, somatische Zelltherapeutika und den 
aufstrebenden Bereich des „tissue engineering“ und trägt 
entscheidend zur Verbesserung der Qualität und Sicher- 
heit dieser innovativen Produkte in Europa bei. 

Auch die Novelliemng der Medizinprodukterichtlinien 
konnte in erster Lesung abgeschlossen werden. Damit 
wird sichergestellt, dass die Bevölkemng weiterhin einen 
schnellen Zugang zu medizinischen Technologien auf 
höchstem Sicherheits- und Leistungsstandard hat. Nicht 
zuletzt tragen die neu gesetzten Standards dazu bei, die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen und insbesondere 
der deutschen Medizinprodukteindustrie weiter zu stär- 
ken. 

Prävention und die Förderung gesunder Lebensstile wa- 
ren weitere Schwerpunkte der deutschen Ratspräsident- 
schaft. Das gilt insbesondere im Hinblick auf HIV/AIDS. 
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Es wurde deutlich: Für eine gute HlV/AlDS-Prävention 
bedarf es einer sich aktiv beteiligenden Zivilgesellschaft. 
Bei der AIDS-Therapie hat sich die pharmazeutische In- 
dustrie auf Initiative des deutschen Vorsitzes erstmals be- 
reit erklärt, mit besonders von den hohen Preisen für 
HlV/AlDS-Medikamente betroffenen EU-Mitglieds- und 
Nachbarstaaten über Preise für diese Arzneimittel zu ver- 
handeln. 

Zu den notwendigen Inhalten einer künftigen Regelung 
zu grenzüberschreitenden Gesundheitsdienstleistungen 
haben die Mitgliedstaaten zum Ausdruck gebracht, dass 
sie die künftige Entwicklung der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsdienste aktiv mit gestalten wollen im Sinne 
von ambitionierten Regelungen, die Rechtssicherheit für 
die Patienten und Leistungserbringer bieten, und gleich- 
zeitig die nationalen Handlungsmöglichkeiten wahren. 

Ein weiterer wichtiger Beitrag war die Verabschiedung 
von Ratsschlussfolgerungen zum Thema „Prävention von 
Übergewicht“ auf Basis der sog. Badenweiler Erklärung. 
Damit wird die Relevanz des von der Kommission vorge- 
legten Weißbuchs zu Ernährung, körperlicher Bewegung 
und Gesundheit hervorgehoben und eine gemeinsame 
Strategie zur Prävention von Fehlernährung, Bewegungs- 
mangel, Übergewicht und damit zusammenhängenden 
Krankheiten in den Mitgliedsstaaten und auf EU-Ebene 
unterstützt. 

Um die Dopingbekämpfung auch auf europäischer Ebene 
noch weiter zu intensivieren, haben die Mitgliedstaaten 
beschlossen, ihre nationalen Anti-Doping-Organisationen 
besser miteinander zu vernetzen. Weiterhin konnten die 
Arbeiten zur Einrichtung eines Satellitenkontos Sport 
weiter vorangetrieben werden. Das Satellitenkonto er- 
möglicht, die ökonomischen Auswirkungen des Sports, 
zum Beispiel seinen Anteil am Bruttoinlandsprodukt und 
die Anzahl der Beschäftigten im Sport, zu ermitteln. 

3. Sicherung der natürlichen Lebens- 
grundlagen Europas 

- Stärkung des Umweltschutzes 

Die Mitgliedstaaten werden sich am 28. Juni 2007 voraus- 
sichtlich auf eine gemeinsame Position für die Revision 
der Abfallrahmenrichtlinie, die Stoffkreisläufe und damit 
die Verwertung von Abfällen weher sfützf und mehr 
Rechtssicherheif für die befeiligfe Recyclingwirtschaff 
schafft, verständigen. Die neue Abfallrichtlinie ist ein gu- 
tes Beispiel für die Umsefzung „Besserer Rechfsefzung“, 
da sie verschiedene besfehende Rechtsakfe infegrierf und 
klare Definitionen für das Abfallmanagemenf einführt. 
Auch mit der politischen Einigung, bestimmte gefährli- 
che Stoffe in Gewässern verbindlich zu begrenzen, dürfte 
am 28. Juni 2007 ein wichtiger Schritt zur Verbesserung 
der Wasserqualität erreicht werden. 

Mit Blick auf die Vertragsstaatenkonferenz zur Biodiver- 
sität, die im Mai 2008 in Deutschland stattfindet, sowie 
auf die Vertragsstaatenkonferenz der VN- Wüstenkonven- 
tion im September 2007 in Spanien haben die Mitglied- 
staaten sich anspruchsvolle Ziele gesetzt, um wegwei- 
sende Entscheidungen zu treffen. Im Bereich der 


Finanzierungsmechanismen des Umweltschutzes (Life +) 
kann die Präsidentschaft den erfolgreichen Abschluss des 
Vermittlungsverfahrens verbuchen. Sie hat damit ermög- 
licht, dass die EU bis 2013 2,1 Milliarden Euro für die 
Förderung von Umwelfschufzprojekfen zur Verfügung 
sfellt. Zudem wird die politische Einigung über die Ver- 
ordnung über das Verbot und die sichere Lagerung von 
metallischem Quecksilber die Gesundheitsgefahren nicht 
nur in Europa erheblich verringern. 

Auf der 14. Vertragsstaatenkonferenz des Washingtoner 
Artenschutzübereinkommens (CITES) vom 3. bis 15. Juni 
2007 in Den Haag konnte nach jahrelangen Verhandlun- 
gen ein großer Durchbruch bei der Regulierung des El- 
fenbeinhandels erreicht werden, der ein neunjähriges 
Handelsmoratorium beinhaltet. Vertreten durch die Präsi- 
dentschaft nahm die EU dabei eine erfolgreiche Ver- 
mittlerrolle zwischen den afrikanischen Staaten ein. 

- moderne, wettbewerbsfähige und nachhaltige 
Agrar- und Fischereipolitik 

Eines der übergeordneten Ziele der deutschen Präsident- 
schaft im Agrarbereich war es, im Sinne einer verlässli- 
chen, praxisgerechten und bürgemahen Gemeinsamen 
Agrarpolitik EU-Recht und Kontrollvorschriften zu ver- 
einfachen, Bürokratie abzubauen und mehr Transparenz 
herzustellen. Dies gelang u. a. durch eine Zusammenfüh- 
rung der besfehenden 21 Marktordnungen zu einer einzi- 
gen Markforganisafion, wodurch rd. 50 Ratsverordnun- 
gen ersetzt werden konnten. Gleichzeitig konnte die 
Präsidentschaft mit den Schlussfolgerungen des Rates zur 
„Cross compliance“ - die im Einvernehmen mit der 
Kommission angenommen wurden - einen bedeutenden 
ersten Schritt zu Vereinfachungen im Agrarbereich errei- 
chen. Mit der Einigung über die Reform der Obst- und 
Gemüsemarktordnung wurde ein wichtiger Schritt zur 
Vervollständigung der Agrarreform von 2003 vollzogen. 
Damit wird die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors verbes- 
sert und eine Vielzahl von Vorschriften vereinfacht. So 
werden die Verarbeitungsbeihilfen schrittweise entkop- 
pelt und die Exporterstattungen gestrichen. Es werden 
Krisenmanagementmaßnahmen eingeführt und umwelt- 
freundliche Maßnahmen im Sektor gefördert. 

Beim sog. Lebensmittelpakets - Lebensmittelzusatzstoffe, 
Lebensmittelenzyme, einheitliches Zulassungsverfahren - 
hat sich der Rat auf eine Allgemeine Ausrichtung geeinigt 
bzw. - bei Aromen - über den Fortschritt der Arbeiten be- 
richten lassen. Ziel des Pakets ist es besonders, zur Wah- 
rung des vorbeugenden gesundheitlichen Verbraucher- 
schutzes ein einheitliches und effizientes Verfahren für 
die Zulassung von Zusafzstoffen, Enzymen und Aromen 
einzuführen. Außerdem sollen die geltenden Vorschriften 
vereinfacht und an den technischen Fortschritt angepasst 
werden. Erstmalig werden EU-weit harmonisierte Rege- 
lungen für Lebensmiffelenzyme fesfgelegf. 

Beim Tierschufz wurden nach mehrjährigen Beratungen 
erstmals Vorschriften zu EU- weiten Mindeststandards für 
die Haltung von Masthühnem erreicht. Des Weiteren 
wurde ein gemeinschaftliches Einfuhrverbot für Kafzen- 
und Hundefelle beschlossen und damif ein klares Signal 
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gegen tierschutzwidrige Praktiken gesetzt. Das Verbot 
gilt ab 1. Januar 2009. Außerdem vereinbarten die Agrar- 
ministerinnen und -minister Schlussfolgerungen bezüg- 
lich einer einheitlichen Kennzeichnung tierschutzgerecht 
produzierter Lebensmittel in der EU (Tierschutzkenn- 
zeichnung). 

Im Fischereibereich konnte durch die Verabschiedung 
mehrerer Schutzpläne (Ostseedorsch, Europäischer Aal, 
roter Thunfisch) und einer verbindlichen Definition von 
Treibnetzen ein Beitrag zu einer nachhaltigeren Bewirt- 
schaftung der Fischereiressourcen und zum Bestands- 
schutz geleistet werden. Zudem wurden Initiativen zu Be- 
kämpfung der illegalen Fischerei ergriffen. Das mit 
Grönland geschlossene Fischereiabkommen konnte für 
die nächsten Jahre wichtigen Zugang für europäische 
Fischer zu den grönländischen Fischereigründen sichern. 

IV. Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts 

Die Weiterentwicklung des Raums der Freiheit, der Si- 
cherheit und des Rechts in Europa war für die deutsche 
Präsidentschaft von zentraler Bedeutung, denn die Bürge- 
rinnen und Bürger erwarten entschlossenes Handeln und 
mehr Kooperation zur Wahrung ihrer Freiheitsinteressen 
und ihrer Sicherheitsbedürfnisse. So war das Ziel des 
Vorsitzes, ein Gleichgewicht herzustellen zwischen mehr 
Sicherheit bei offenen Binnengrenzen auf der einen Seite 
und der Stärkung der Bürgerrechte und Schaffung von 
mehr Rechtssicherheit auf der anderen Seite. Unter dem 
Leitmotiv „Europa sicher leben“ wurden ganz bewusst 
die Interessen der Bürgerinnen und Bürger in den Mittel- 
punkt der europäischen Innenpolitik gestellt. 

Gleichzeitig ging es um die zukünftige Ausrichtung und 
Stärkung des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts nach 2010. Hierzu wurde unter deutschem Vorsitz 
eine informelle hochrangige Gruppe zur Zukunft der eu- 
ropäischen Innenpolitik eingerichtet. So ist sichergestellt, 
dass die erfolgreichen Programme von Tampere und Den 
Haag eine Fortsetzung finden. 

1. Stärkung der Sicherheit, Steuerung der 
Migration und Förderung der Integration 

- enge polizeiliche Zusammenarbeit und 
gemeinsame Terrorismusbekämpfung 

Konkrete Fortschritte bei der grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit sind erfolgt: So wurde innerhalb von nur 
sechs Monaten die politische Einigung zur Überführung 
der wesentlichen Teile des Vertrags von Prüm in den EU- 
Rechtsrahmen erreicht. Durch den dort vorgesehenen ge- 
genseitigen Zugriff auf nationale Datenbanken über Fin- 
gerabdrücke, DNA und Kfz-Daten wird die polizeiliche 
Zusammenarbeit erheblich vereinfacht. 

Auch die grundsätzliche Einigung auf eine Überführung 
des EUROPOL-Übereinkommens in einen Ratsbeschluss 
bis zum 30. Juni 2008 trägt durch die damit verbundene 
operative Stärkung von EUROPOL zu mehr Sicherheit in 
Europa, insbesondere bei der gemeinsamen Terrorismus- 


bekämpfung, bei. Schwierige Fragen zu Finanzierung und 
Personal bleiben zwischen den Mitgliedstaaten allerdings 
noch klärungsbedürftig. 

Weiter wurde die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
bei der Beobachtung und Auswertung der terroristischen 
Nutzung des Internets durch das erfolgreich gestartete 
Projekt „check the web“ entscheidend gestärkt. Über ein 
im Mai 2007 bei Europol eingerichtetes Informationspor- 
tal können die Mitgliedstaaten nun ihre Erkenntnisse aus- 
tauschen und zusammenführen. 

Schließlich konnte mit der politischen Einigung zur Über- 
führung des Vertrags von Prüm in den EU-Rechtsrahmen 
sowie zum Zugriffsbeschluss auf die Daten des künftigen 
Visum-Informationssystems (VIS) der Grundstein zur 
Verwirklichung des Europäischen Informationsverbundes 
gelegt werden. Dieser soll den betroffenen Polizei- und 
Sicherheitsbehörden der Mitgliedstaaten sowie Europol 
und Eurojust, soweit dies für deren Aufgabenerfüllung er- 
forderlich ist, zur Bekämpfung des Terrorismus und 
schwerer grenzüberschreitender Kriminalität Zugang zu 
EU-lnformationssystemen gewähren (z. B. SIS, VIS, EU- 
RODAC und Zollinformationssystem) und die operative 
Zusammenarbeit zwischen Polizei, Zoll und anderen zu- 
ständigen Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden ver- 
bessern. 

Das Interimsabkommen zwischen der EU und den USA 
über die Nutzung von Fluggastdatensätzen (passenger 
name records, PNR) läuft am 3 1 . Juli 2007 aus. Bis dahin 
muss ein neues Abkommen geschlossen werden. Der 
deutsche Vorsitz hat mit Unterstützung durch die Kom- 
mission in intensiven und schwierigen Verhandlungen mit 
den USA das Vorhaben weit vorangebracht. Das neue 
Abkommen soll langfristig Rechtssicherheit für alle Be- 
froffenen schaffen, einen hohen Sicherheifssfandard ge- 
währleisfen und einen soliden Dafenschufz biefen. 

- kohärente Asyl- und Migrationspolitik 

Ein wichtiges Präsidentschaftsziel ist mit der Ausweitung 
des Gesamtansatzes Migration auf die östlichen und süd- 
östlichen Nachbarregionen der Europäischen Union er- 
reicht worden. Es gelang, ein konkretes Maßnahmenpaket 
zu verabschieden, um die Zusammenarbeit mit diesen 
wichtigen Transit- und Herkunftsländern, auch als Element 
der Initiative zur Stärkung der Europäischen Nachbar- 
schaftspolitik, zu vertiefen. Damit wird der gegenwärtige 
Schwerpunkt der EU-Migrationspolitik im Mittelmeer- 
raum und Afrika ausbalanciert. 

Die Diskussion über mögliche umfassende Partnerschaf- 
ten der EU mit Drittländern wird auf Grundlage der Mit- 
teilung der Kommission zu zirkulärer Migration und Mo- 
bilitätspartnerschaften zwischen der EU und Drittstaaten 
fortgesetzt werden. 

Ein großer Erfolg ist der Abschluss der seit Anfang 2005 
andauernden Beratungen zur Verordnung über das Visa- 
Informationssystem (VIS), das ein wichtiges Instrument 
der engen Zusammenarbeit zur Umsetzung einer gemein- 
samen Visapolitik, zur Erleichterung des Visa- Verfahrens, 
zur Bekämpfung von illegaler Migration und Visum- 



Drucksache 16/6042 


-14- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Shopping darstellen wird. Zusammen mit der Einigung 
über den beschränkten VlS-Zugang für die Sicherheitsbe- 
hörden der Mitgliedstaaten einerseits und für EUROPOL 
andererseifs ergibf sich ein kohärenfer Ansafz im Kampf 
gegen Terrorismus und Sfärkung des Raums der Freiheif, 
des Sicherheit und des Rechts. 

Im Rahmen der gemeinsamen Rückübemahmepolitik ge- 
lang die Paraphierung von entsprechenden Abkommen 
mit den Ländern des Westlichen Balkans. Parallel dazu 
wurden mit diesen Staaten Verhandlungen über Visumer- 
leichterungen abgeschlossen, die einen wichtigen Beitrag 
zur Vereinfachung direkter Kontakte leisten sollen. Auf 
Initiative des deutschen Vorsitzes wurde der Ausbau der 
praktischen Zusammenarbeit bei der Rückführung von 
Driffsfaatsangehörigen vereinbart. Die Aufgaben der 
Grenzschufzagenfur FRONTEX bei gemeinsamen Rück- 
führungsmaßnahmen wurden konkrefisiert. 

- Integration nnd interknltnreller Dialog 

Die Integration von Zuwanderem ist eine der großen poli- 
tischen und gesellschaftlichen Herausforderungen in Eu- 
ropa. Um den bereits bestehenden Informations- und Er- 
fahrungsaustausch zu verstärken, wurde beschlossen, die 
Rolle der auf Expertenebene eingerichteten Nationalen 
Kontaktstellen zu erweitern. 

Für die erfolgreiche Integration von Zuwanderem ist der 
interkulturelle Dialog zu einem wichtigen Instmment ge- 
worden. Das vom deutschen Vorsitz organisierte Treffen 
der EU-lnte grationsminister konnte einen Anstoß zu ei- 
nem europäischen Dialog geben. 

- effizienterer Schutz der Außengrenzen 

Gerade der Wegfall der Binnengrenzen macht Europa für 
die Bürger und Bürgerinnen sichfbar und zeigt den Nut- 
zen der europäischen Einigung. Aber der Verzicht auf 
Grenzkontrollen hängt entscheidend von der Etabliemng 
angemessener Standards, wie z. B. einem ausreichenden 
Schutzniveau an den gemeinsamen Außengrenzen ab. 
Dazu gehört auch der Anschluss der neuen Mitgliedstaa- 
ten an das Schengen-Informationssystem (SIS). Der deut- 
sche Vorsitz hat daher sichergestellt, dass die Arbeiten 
hierzu im Zeitplan bleiben. Zusätzlich wurde darauf ge- 
achtet, dass es bei der Einfühmng des SIS 11, das weiteren 
Sicherheitsgewinn bringen wird, nicht zu weiteren Verzö- 
gemngen kommt. 

Erfolgreich war Deutschland auch bei der Stärkung der 
Grenzschutzagentur FRONTEX. So konnte durch An- 
nahme der Verordnung über die Einrichtung von schnel- 
len Grenzschutzsoforteinsatzteams ein Pool von grenz- 
polizeilichen Experten geschaffen werden, die in Fällen 
besonders hohen Migrationsdrucks auf Bitten eines Mit- 
gliedstaats unter der Koordiniemng von FRONTEX an 
den Grenzen zum Einsatz kommen. Weiterhin ermöglicht 
die Verordnung, zukünftig im Rahmen aller gemeinsamen 
Einsätze unter Ägide der Agentur Gastbeamten in ge- 
meinsamen Einsatzteams exekutive Befugnisse zu über- 
tragen. Dies wird die Effektivität gemeinsamer Maßnah- 
men wesentlich steigern. Ebenso wurden FRONTEX in 
großem Umfang Ausrüstungsgegenstände, wie z. B. Pa- 


trouillenboote, Flugzeuge und Hubschrauber, von Seiten 
der Mitgliedstaaten zugesagt. Das von acht Mitgliedstaa- 
ten gemeinsam betriebene Küstenpatrouillennetz an den 
südlichen Seegrenzen hat bereits Ende Mai seine Arbeit 
aufgenommen. 

2. Stärkung der Freiheit und des Rechts 

- Stärkung der Bürgerrechte 

Im Sinne des Gleichgewichts zwischen Sicherheit und 
Bürgerrechten ist der geplante Rahmenbeschluss zum 
Schutz personenbezogener Daten, die im Rahmen der poli- 
zeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen 
verarbeitet werden, ein wichtiges Vorhaben. Die Verhand- 
lungen über den Rahmenbeschluss wurden durch einen 
vollständig überarbeiteten Entwurf der deutschen Präsi- 
dentschaft erheblich erleichtert und sollen nun bis Ende 
2007 abgeschlossen werden. 

Besonders hervorzuheben ist, dass die festgefahrenen 
Verhandlungen zum Entwurf eines Rahmenbeschlusses 
zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlich- 
keit wieder aufgenommen und zum Abschluss gebracht 
werden konnten. Damit wird eine Mindestharmonisie- 
rung in den Strafvorschriften der Mitgliedstaaten, insbe- 
sondere hinsichtlich der Strafbarkeit des Verbreitens von 
rassistischen und fremdenfeindlichen Äußerungen, er- 
zielt. 

Zum Thema Gewaltmedien hat der deutsche Vorsitz einen 
umfangreichen Fragebogen an die Mitgliedstaaten ver- 
sandt und das Ergebnis in einem Bericht festgehalten. 
Diese Bestandsaufnahme erlaubt es den Mitgliedstaaten, 
voneinander zu lernen und sich an best-practice-Beispie- 
len zu orientieren. 

Trotz der von der großen Mehrheit der Mitgliedstaaten 
gewünschten Einführung von Mindeststandards in Straf- 
verfahren auch für innerstaatliche Sachverhalte konnte 
noch keine Einigung über den Rahmenbeschluss erzielt 
werden. Der Europäische Rat hat die Mitgliedstaaten wei- 
ter aufgefordert, zu einer Einigung zu kommen. Auf wel- 
chem Wege dies erreicht werden kann, wird erst nach 
Abschluss der Beratungen zum Vertragsreformprozess 
feststehen. 

Zum 1. März 2007 konnte die EU-Grundrechteagentur 
ihre Arbeit aufnehmen. 

- mehr Rechtssicherheit für Bürger und 
Wirtschaft 

Bürgemähe war ein Kemanliegen der deutschen Präsi- 
dentschaft. Der wichtige Durchbrach bei den Verhandlun- 
gen zur Verbraucherkreditrichtlinie wird dem Verbrau- 
cher zukünftig ermöglichen, europaweit das beste 
Angebot zu wählen. Zudem wurde auch die Verordnung 
zur Einführung eines europäischen Verfahrens für gering- 
fügige Forderungen, das den Bürgern in grenzüb erschrei - 
f enden Fällen schneller zur Durchsefzung kleinerer For- 
derungen verhelfen kann, und die Neufassung der 
Verordnung über die Zusfellung, die für schnellere und 
kosfengünsfigere Zusfellungen in andere Mifgliedsfaafen 
sorgen wird, angenommen. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 16/6042 


Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Mobilität der 
Bürger und Bürgerinnen muss zur Sicherung ihrer Bewe- 
gungsfreiheit ein vorhersehbarer Rechtsrahmen geschaf- 
fen werden. Hierzu wurden die Arbeiten im internationa- 
len Familien- und Privatrecht fortgesetzt, d. h. konkret: 

- Einigung über Leitlinien zur grenzüberschreitenden 
Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen (Unterhalts- 
verordnung), z. B. Verzicht auf jegliches Vollstreck- 
barerklärungsverfahren, 

- Einigung über Leitlinien zur Frage, welches Recht im 
Falle einer Ehescheidung zur Anwendung kommt 
(Rom 111), 

- Einigung über eine Reihe von Vorschriften zur Frage 
des auf schuldrechtliche Verträge anwendbaren Rechts 
(Rom 1), 

- Abschluss des Vermittlungsverfahrens zum anwend- 
baren Recht bei außervertraglichen Schuldverhältnis- 
sen (z. B. bei Straßenverkehrsunfällen, Rom 11). 

Im Anschluss an die Vorlage der Mitteilung der Kommis- 
sion am 4. April 2007 hat die deutsche Ratspräsident- 
schafl die zentralen Fragen zur Vertiefung des Patentsys- 
tems in Europa auf Expertenebene diskutiert, so dass 
nunmehr ein Sachstandsbericht vorliegt, der die Ergeb- 
nisse der bisherigen Beratungen in der Ratsarbeitsgruppe 
Patentrecht zusammenfasst und Grundlage für deren wei- 
fere Arbeif isf. 

Die Harmonisierung des Gesellschaffsrechts konnte mit 
dem Abschluss der Aktionärsrechte-Richtlinie weiter 
voran gebracht werden. 

- Stärkung der Justiz und der praktischen 
Zusammenarbeit 

Hier ging es dem deutschen Vorsitz um schnelle und ef- 
fektive Informationsübermittlung. So konnten sich die 
Mitgliedstaaten über einen Rahmenbeschluss zur Über- 
stellung von strafrechtlich Verurteilten einigen. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen kann ein Mitgliedstaat zu- 
künftig verpflichtet werden, ein freiheitsentziehendes 
Strafurteil eines anderen Mitgliedstaates anzuerkennen 
und zu vollstrecken. Weiterhin: 

- Einvernehmen über einen Rahmenbeschluss über den 
Austausch von Informationen aus dem Strafregister 
über EU-Staatsangehörige. Vorbild für diese elektroni- 
sche Vernetzung der Strafregister ist das Modellpro- 
jekt, das Frankreich, Spanien, Belgien und Deutsch- 
land initiiert haben, 

- Einigung auf wesentliche Eckpunkte über die gegen- 
seitige Anerkennung und Überwachung von Bewäh- 
rungsauflagen, die in einem anderen Mitgliedstaat ver- 
hängt wurden. Hierdurch soll die Resozialisierung des 
Verurteilten gefordert und dadurch Rückfälle vermie- 
den und die Opfer von Sfraftafen besser geschüfzf wer- 
den. 

- Verabschiedung eines EU-Konzepts für die weiteren 
Arbeiten im Bereich „E-Justice“ mit dem Ziel, auch 


im Bereich der Justiz, durch mehr Interoperabilität der 
Systeme die elektronische Kommunikationsfähigkeit 
zwischen den Mitgliedstaaten entscheidend zu verbes- 
sern und auf Basis dezentraler Strukturen weiter zu ar- 
beiten. 

V. Gestaltung der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik, der Außenwirtschafts- 
politik und der Entwicklungspolitik 

Auch auf internationaler Ebene konnte die EU ihre Hand- 
lungsfähigkeit als globaler Akteur unter Beweis stellen. 
Das außenpolitische Umfeld war während der deutschen 
Präsidentschaft geprägt durch mehrere hochkomplexe, 
weiterhin ungelöste internationale Problemstellungen: 
den Kosovo-Statusprozess, eine trotz des gestiegenen in- 
ternationalen Engagements schwierige Lage in Nahost, 
die auf der Stelle tretenden Anstrengungen zur Verhinde- 
rung der iranischen Nuklearoption und die prekäre Situa- 
tion in Sudan/Darfur. 

Während der deutschen EU-Präsidentschafl fanden Gip- 
feltreffen mit allen nicht-europäischen G8-Partnem - USA, 
Russland, Kanada und Japan - statt, bei denen weitrei- 
chende, insbesondere wirtschaftspolitische, Beschlüsse 
gefasst wurden. Diese Treffen haben auch wichtige Bei- 
träge für den G8-Gipfel in Heiligendamm geleisfef. 

- Erweiterung der EU und Ausbau des euro- 
päiscben Raumes der Sicberbeit und Stabilität 

Hier standen im Mittelpunkt: 

- Die Dynamisierung der Europäischen Nachbarschafts- 
politik (ENP): Mit der Indossierung des vom deut- 
schen Vorsitz erstellten Fortschrittsberichts zur ENP 
durch den Europäischen Rat wurde ein grundlegender 
Konsens zur zukünftigen Ausgestaltung der ENP er- 
reicht. Konkret wurden mittelfristige Maßnahmen für 
alle Partner auf den Weg gebracht, wie z. B. besserer 
Zugang zum EU-Binnenmarkt, verstärkte Kooperation 
etwa im Bereich Energie, neue zweckgebundene 
Finanzfazilitäten im Rahmen des Nachbarschaflsinstru- 
mentes (Govemance-Fazilität, Nachbarschaflsinvesti- 
tionsfonds) sowie verstärktes gemeinsames Migrations- 
management. Außerdem wurde den ENP- 
Partnerstaaten grundsätzlich die Möglichkeit eröffnet, 
sich an Gemeinschaftsagenturen und -programmen zu 
beteiligen. Mit der Ukraine wurden Verhandlungen 
über ein vertieftes Abkommen mit der EU eröffnet. 
Visumerleichterungs- und Rückübemahmeabkommen 
ebenfalls mit der Ukraine wurden unterzeichnet bzw. 
im Falle der Republik Moldau schlussverhandelt. Eine 
Schwarzmeer- Synergie-Initiative wurde angestoßen; 
vorgesehen sind u. a. Maßnahmen zur Stärkung der 
regionalen Zusammenarbeit in Umwelt-, Energie-, 
Verkehrs- und Sicherheitsfragen. 

- Ein verstärkter EU-Fokus auf Zentralasien: Mit der In- 
dossierung einer EU-Zentralasienstrategie durch den 
Europäischen Rat ist es erstmals gelungen, einen poli- 
tischen Rahmen für ein versfärkfes EU-Engagemenf in 
dieser sfrategisch immer wichtiger werdenden Region 
Zentralasien zu entwickeln und die EU-fnteressen in 
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der Region zu definieren. Sehwerpunkte sind u. a. si- 
cherheits-, umweit- und energiepolitische Kooperation 
sowie die Förderung von Rechtsstaatlichkeit, Demo- 
kratie und Menschenrechten. Damit ist die Grundlage 
für eine intensivierte bilaterale wie regionale Zusam- 
menarbeit mit den zentralasiatischen Staaten gelegt. 

- Die Vertiefung der EU-Beziehungen zu Russland: Die 
Bilanz fällt hier gemischt aus: einerseits kam es beim 
Gipfel in Samara zur gegenseitigen Bekräftigung, dass 
die strategische Partnerschaft ohne Alternative ist. Au- 
ßerdem wurden konkrete Fortschritte bei der Energie- 
zusammenarbeit (Schaffung eines Energiefrühwam- 
mechanismus), der Investitionssicherheit (Einrichtung 
eines Expertendialogs) und in den Bereichen Bildung 
u. Forschung erzielt. Am 1. Juni traten die Abkommen 
über Visumerleichterung und Rückübemahme in 
Kraft. Andererseits bleibt der Beginn der Verhandlun- 
gen zu einem PKA-Nachfolgeabkommen wegen des 
anhaltenden Disputs über polnische Agrarexporte 
nach Russland blockiert. Wichtig war, dass die EU 
ihre Positionen in großer Klarheit und Geschlossenheit 
vertreten hat. 

- Westlicher Balkan: Der Kosovo-Statusprozess wurde 
von der EU in großer Geschlossenheit auf Grundlage 
der Ahtisaari- Vorschläge aktiv begleitet. Die Vorberei- 
tungen auf ein EU-Engagement in Post-Status-Kosovo 
(zivile ESVP-Mission, EU- Sonderbeauftragter) konn- 
ten weit voran gebracht werden, ln den Beziehungen 
zu Belgrad zahlte sich aus, dass die EU deutliche Kri- 
terien für die weitere Annäherung Serbiens an die EU 
formuliert und gleichzeitig einen kontinuierlichen, in- 
tensiven Dialog mit Belgrad geführt hat. So konnten 
die Verhandlungen über ein Stabilisierungs- und Asso- 
ziierungsabkommen mit Serbien am 13. Juni wieder 
aufgenommen werden. 

- Erweiterung: ln den Beitrittsverhandlungen mit Kroa- 
tien konnten sieben weitere Kapitel geöffnet werden. 
Zudem wurde der screening-Prozess vollständig abge- 
schlossen. Damit ist die Grundlage für weifere sub- 
sfanfielle Forfschritfe in den nächsfen Monafen gelegt. 
Die Verhandlungen mit der Türkei wurden auf der 
Grundlage des Beschlusses des Rates von Dezember 
2006 fortgeführt und während deutscher Präsident- 
schaft drei weitere Kapitel eröffnet. 

- multilaterales Engagement, aktives Krisen- 
management und Nichtverbreitung 

Bei der Bewältigung verschiedener außereuropäischer 

Krisen spielte die EU eine signifikante Rolle: 

- Iranisches Nuklearprogramm: Es ist uns gelungen, die 
europäische Initiative (E3/EU) um USA, Russland 
und China (E3/EU+3) zu erweitern. Der durch die E3/ 
EU+3 verfolgte zweigleisige Ansatz mit einer Kombi- 
nation aus Druck und Verhandlungsangeboten wurde 
konsequent und mit Unterstützung aller EU-Mitglied- 
staaten weitergeführt. Die harte und konfrontative 
Linie der iranischen Führung hat es leider nicht er- 
laubt, entscheidende Fortschritte bei der Lösung des 
Problems zu erzielen. Die VN- Sicherheitsratssank- 


tionen (Resolution 1737, 1747) wurden durch die EU 
umgesetzt. 

- Nahost: Durch die Revitalisierung des Nahost-Quar- 
tetts und die Unterstützung der arabischen Friedens- 
initiative ist es der EU gelungen, trotz zuletzt negativer 
Entwicklungen in der Region ein neues Momentum 
internationaler Zusammenarbeit zu schaffen. Aller- 
dings hängen die Erfolge im Nahostfriedensprozess 
wesentlich von der Lösung des innerpalästinensischen 
Konflikts ab. Nach der Machtübernahme im Gaza- 
streifen durch Hamas und Einsetzung einer Notstands- 
regierung wird noch unter deutscher EU-Ratspräsi- 
dentschaft ein Maßnahmenpaket zur Stabilisierung der 
Lage im Westjordanland bei gleichzeitiger Unterstüt- 
zung von Präsident Abbas vorbereitet. 

- Im Libanon hat sich die EU stark engagiert. So stellen 
die Europäer einen Großteil der UNIFIL -Mission zur 
seeseitigen Überwachung des UN- Waffenembargos; 
die EU leistet umfangreiche Unterstützung zugunsten 
des zivilen Wiederaufbaus; die Errichtung des Sonder- 
tribunals wurde maßgeblich durch die Mitgliedstaaten 
vorangetrieben. 

- Sudan/Darfur: Die EU hat die Vermittlungsbemühun- 
gen der VN und Afrikanischen Union (AU) aktiv un- 
terstützt; die Finanzierungslücke der AMIS-Stabilisie- 
rungsmission bis zum Übergang auf eine AU-VN- 
Hybrid-Mission (hoffentlich) Ende 2007 konnte auf 
Betreiben von Vorsitz und Kommission durch Umwid- 
mung von Geldern aus dem ELF und freiwilligen na- 
tionalen Beiträgen (inkl. eines signifikanten deutschen 
Beitrags) weitgehend geschlossen werden. 

- Afghanistan: Aufbauend auf dem bisher bilateralen 
deutschen Engagement wurde eine ESVP-Polizei- 
Mission eingeleitet (bis zu 160 Polizisten), die Mitte 
Juni ihre Arbeit aufgenommen hat. Gleichzeitig hat 
die Kommission entschieden, in enger Abstimmung 
mit der ESVP-Polizeimission ein umfangreiches Jus- 
tizprojekt aufzulegen. 

Im Bereich Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nichtver- 
breitung galt das Interesse vor allem der Stärkung des 
multilateralen Regelwerks. Die EU hat sich aktiv an den 
Diskussionen über Lösungen zur Multilateralisierung des 
Brennstoffkreislaufs beteiligt, die bestehenden Prolifera- 
tionsbedenken gegenüber den sensitiven Bestandteilen 
des nuklearen Brermstoffkreislaufs wirksam Rechnung 
tragen sollen. BM Steinmeier hat hierzu einen Vorschlag 
gemacht, der die Möglichkeit für Staaten vorsieht, die 
Pläne für die friedliche Nutzung von Kernenergie haben, 
sich an einem Anreicherungszentrum unter lAEO-Ad- 
ministration zu beteiligen. 

Angesichts der großen außen- und sicherheitspolitischen 
Herausforderungen des Klimawandels wurde auf unsere 
Initiative hin der Zusammenhang zwischen Klimawandel 
und internationaler Sicherheit als Thema auf die EU- 
Agenda gesetzt: GS/HR Solana und die Kommission 
wurden vom Europäischen Rat im Juni beauftragt, dem 
Europäischen Rat im März 2008 hierzu einen gemeinsa- 
men Bericht vorzulegen. 
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- Stärkung von GASP und ESVP 

Die Rolle GS/HR Solanas wurde gestärkt; er übernahm 
bei einem Dutzend von EU-Drittstaatentreffen den Vor- 
sitz. Im Rahmen des sog. Hampton-Court-follow-up 
wurde die Schaffung eines zivilen Hauptquartiers im 
Rats Sekretariat beschlossen; hiervon ist ein deutlicher 
Effizienzgewinn bei der Planung und Leitung ziviler 
ESVP-Missionen zu erwarten. Unter deutscher Führung 
erfolgte ein wichtiger Impuls zur Verbesserung der militä- 
rischen strategischen Planungsfähigkeit der EU. Außer- 
dem erreichte das Operationszentrum der EU seine Ein- 
satzbereitschaft und wurde im Rahmen einer Übung 
erstmals erfolgreich aktiviert. Die zivilen ESVP-Missio- 
nen im Gaza-Streifen und in der Demokratischen Repu- 
blik Kongo wurden verlängert. Im Bereich der Entwick- 
lung militärischer Fähigkeiten wurden wesentliche Teile 
des Fortschrittskatalogs zum Streitkräfteplanungsziel 
2010 erarbeitet. Nachdem die EU-Battlegroups mit Be- 
ginn der deutschen Ratspräsidentschafl die volle Einsatz- 
bereitschaft erreicht hatten, wurde die Entwicklung der 
Fähigkeiten der EU zur schnellen militärischen Krisenre- 
aktion weiter vorangetrieben. Hierzu wurde unter anderem 
eine Initiative der deutschen Ratspräsidentschafl gemein- 
sam mit den portugiesischen und slowenischen Folgeprä- 
sidentschaften zur Überarbeitung des Konzeptes der EU 
für die schnelle milifärische Krisenreakfion eingebracht. 

- strategische Partnerschaften nnd 
aktive Anßenwirtschaftspolitik 

Beim Gipfeltreffen mit den USA am 30. April 2007 sind 
die transatlantische Wirtschaftspartnerschaft und die Zu- 
sammenarbeit im Bereich der Energie- und Klimapolitik 
gestärkt worden. Mit der „Rahmenvereinbarung zur Ver- 
tiefung der transatlantischen Wirtschaftsintegration“ wur- 
den die Grundlagen für eine effektivere Zusammenarbeit 
beim Abbau unnötiger Doppelregulierungen gelegt. Da- 
neben konnten Leuchtturmprojekte u. a. zum Schutz 
Geistigen Eigentums, zur besseren Vereinbarkeit von Bi- 
lanz- und Börsenregeln, zum Abbau von Investitions- 
hindemissen und zur Förderung innovativer Technolo- 
gien benannt werden, bei denen bis zum nächsten EU- 
US-Gipfel konkrete Fortschritte erreicht werden sollen. 
Neues institutionelles Rückgrat ist der transatlantische 
Wirtschaftsrat, der direkt dem EU-US-Gipfel berichten 
wird. Ferner wurde ein umfassendes Luftverkehrsabkom- 
men unterzeichnet. Im außenpolitischen Bereich wurde 
eine Einigung erzielt, dass sich die USA (erstmals) an ei- 
ner zivilen ESVP-Mission (im Kosovo) beteiligen wer- 
den. 

Auch beim Gipfeltreffen mit Kanada (4.6.) konnte eine 
Stärkung der Wirtschaftskooperation, die Aufnahme von 
Verhandlungen über ein Luftverkehrsabkommen und eine 
enge Kooperation in Afghanistan vereinbart werden. Im 
Bereich der Energie- und Klimapolitik wurde mit Kanada 
eine verstärkte Zusammenarbeit im Hinblick auf ein um- 
fassendes internationales Klimaschutzregime Post-2012 
vereinbart. 


Auf dem EU-Gipfel mit Japan am 5. Juni wurde u. a. eine 
Stärkung der Zusammenarbeit beim Schutz Geistigen Ei- 
gentums sowie bei Forschung und Innovation vereinbart. 

Mit der sog. Nürnberger Erklärung zu einer vertieften EU- 
ASEAN-Partnerschafl wurde eine qualitativ neue Zusam- 
menarbeit der beiden Regionalorganisationen in fünf 
priorifären Bereichen (Politik/Sicherheit, Wirfschaft, 
Energie/Klima Wandel, Entwicklung und Zivilgesellschaft) 
begründet. Unter anderem wurde ein erster EU-ASEAN- 
Gipfel (Troika) vereinbart, der am 22. November 2007 in 
Singapur stattfinden wird. Bei einem Treffen der 
45 ASEM-Außenminisfer in Hamburg wurde eine einver- 
nehmliche Unterstützung für ein umfassendes internationa- 
les Klimaschutzregime Post-2012 im VN-Rahmen erzielt. 

Als Grundlage für die gemeinsame EU-Afrika-Sfrafegie, 
die vom EU-Afrika-Gipfel im Dezember 2007 verab- 
schiedef werden und die die Grundlage für eine neue Part- 
nerschaft zwischen der EU und Afrika bilden soll, wurde 
gemeinsam mit der afrikanischen Seite ein „outline“ -Pa- 
pier erarbeitet. Mit diesem Papier, das am 15. Mai 2007 
von der EU- Afrika-Troika auf Ministerebene indossiert 
wurde, wurde der Rahmen für die gemeinsame Strategie 
abgesteckt und wesentliche Vorarbeiten geleistet. 

Die enge Zusammenarbeit zwischen EU und VN wurde 
durch eine gemeinsame Erklärung über die Kooperation 
im Rahmen des internationalen Krisenmanagements ge- 
stärkt. 

- Stärkung von Handel und der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit Europas 

Der deutsche Vorsitz hat sich nachdrücklich für eine wei- 
tere Öffnung der internationalen Märkte für europäische 
Güfer, Diensfleistungen und Invesfifionen eingesefzf und 
missf dabei einem ehrgeizigen Abschluss der Doha-Ent- 
wicklungsrunde weiferhin allergrößfe Bedeutung zu. 

Darüber hinaus stellen die angestrebten bilateralen Han- 
delsvereinbarungen der EU mit ausgewählten Partnern 
(ASEAN, Indien, Südkorea), aber auch die Assoziierungs- 
abkommen mit Zentralamerika und Andengemeinschaft, 
eine sinnvolle Ergänzung des multilateralen Handelsys- 
tems dar. Die Verhandlungsmandate konnten erfolgreich 
verabschiedet werden. Erste Verhandlungen mit den asia- 
tischen Partnern und der Andengemeinschaft wurden be- 
reits aufgenommen. Sehr intensive Verhandlungen haben 
ebenso zum Freihandelsabkommen mit dem Golfkoope- 
rationsrat stattgefunden. Diese sollen möglichst noch in 
diesem Jahr zu einem erfolgreichen Ende geführt werden. 
Darüber hinaus wurden mit China die Verhandlungen zu 
einem umfassenden Partnerschafts- und Kooperations- 
abkommen begonnen. 

Wettbewerbswidrigem Verhalten sowie unfairen Handels- 
praktiken wie Dumping, rechtswidrigen Subventionen, 
Verletzung geistiger Eigentumsrechte oder erzwungenem 
Technologietransfer wurde während der deutschen Präsi- 
dentschaft im Rahmen der bestehenden EU-Regularien 
entschlossen entgegentreten. Ziel bleibt die Stärkung des 
internationalen Wettbewerbs durch Abwehr unfairer Han- 
dels- und Subventionspraktiken sowie weltweit offene 
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Märkte. Die ergebnisoffene Überprüfung handelspoliti- 
scher Instrumente in Form der Grünbuch-Diskussion 
wurde fortgeführt und eine klarere Positionsbestimmung 
der Mitgliedstaaten erreicht. Zudem konnten wesentliche 
Elemente zur Aktualisierung der EU-Marktzugangsstrate- 
gie festgelegt werden. 

Als konkreter Schritt zur Steigerung von Wettbewerbs- 
und Innovationsfahigkeit Europas fand auf Initiative 
der deutschen Ratspräsidentschaft eine Wissenschafts- 
ministerkonferenz der EU und Indiens in Neu Delhi 
statt (7./8. Februar 2007), bei der eine enge Koopera- 
tion insbesondere in den Bereichen Gesundheitsfor- 
schung, Umweltschutz und Energiesicherheit vereinbart 
wurde, womit der Zusammenarbeit mit diesem wichti- 
gen strategischen Partner der EU neue Impulse gegeben 
werden konnte. 

- Stärkung nachhaltiger Entwicklung 

Die Erwartungen an neue Impulse bei der EU-Entwicklungs- 
zusammenarbeit konnte die deutsche Ratspräsidentschaft 
erfüllen. Durch konkrete Beiträge zur Armutsbekämpfung 
und Erreichung der Millennium-Entwicklungsziele vor al- 
lem in Afrika wurde der europäische Entwicklungsbeitrag 

- in engem Dialog mit den Partnerländern und der Zivil- 
gesellschaft - weiter gestärkt. 

Bei den Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit den 
Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifik (AKP- Staa- 
ten) wurde das Ziel erreicht, Handelspolitik in den Dienst 
wirksamer Armutsbekämpfung und nachhaltiger Wirt- 
schaflsentwicklung zu stellen: Die Mitgliedstaaten der EU 
haben sich auf ein weit reichendes Angebot zur Öffnung 
des gemeinsamen Marktes gegenüber den AKP-Staaten 
sowie auf sehr lange Übergangsfristen für den Schutz ent- 
wicklungssensibler Produkte und Sektoren in den AKP- 
Staaten verständigt. Die EU konnte so ihr Konzept einer 
asymmetrischen, flexiblen und entwicklungsunterstützen- 
den Marktöffnung überzeugend mit politischem Inhalt 
füllen. Zudem wurde ein enfwicklungspolifisch qualifativ 
und quantifativ stimmiges Pake! begleifender Handels- 
hilfe verabschiedef. Damif und durch den direkfen Dialog 
der EU-Mifgliedsfaafen mif den AKP- Sf aalen wurden 
wichtige Impulse zu einem zeitgerechten und entwick- 


lungsforderlichen Abschluss der Wirfschaftsparfner- 
schaftsabkommen gesefzf. 

Vor dem Hintergrund gemeinsamer Interessen Europas 
und Afrikas im Energiebereich (Sicherheit der Energie- 
versorgung, Zugang zu nachhaltigen Energiedienstleis- 
tungen, Klimaschutz und Armutsbekämpfung) hat sich 
die deutsche Präsidentschaft für die Schaffung einer um- 
fassenden und langfristigen Energiepartnerschaft Afrika- 
EU eingesetzt, die im Rahmen der gemeinsamen EU-AU- 
Strategie auf dem EU- Afrika-Gipfel Ende 2007 verein- 
bart werden soll (zur EU-Afrika-Strategie, s. o.). 

Im Bereich HIV/Aids hat Deutschland die Initiative er- 
griffen, die HlV/Aids-Strategie der EU wesentlich auf 
den Schutz von Frauen, die Stärkung der Finanzierung im 
Kampf gegen die bedrohlichsten ansteckenden Krankhei- 
ten und die Förderung von Gesundheitssystemen in den 
betroffenen Ländern auszurichten. Dies wird ergänzt um 
Beschlüsse zur Verringerung der Abwerbung von Ge- 
sundheitsfachkräften aus Entwicklungsländern. 

Des Weiteren wurde ein Verhaltenskodex für eine bessere 
Arbeifsteilung in der EU beschlossen: Eine effizienfere 
Geber-Koordinierung soll die Partner entlasten und die 
Wirksamkeit der EU-Hilfe erhöhen. Europa unterstreicht 
damit seine Vorreiterrolle bei der Umsetzung der Paris- 
Agenda. Der Rat bekräftigte die vorgesehene Steigerung 
der öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA) und stellte 
fest, dass die EU ihre Monterrey- Verpflichtungen im Jahr 
2006 mit 0,42 Prozent ODA-Anteil am Bruttonational- 
einkommen mehr als erfüllt hat - ein wichtiger Schritt, 
um die nächste Stufe von 0,51 Prozent bis 2010 zu errei- 
chen. Die Mitgliedstaaten verpflichteten sich zur Vorlage 
entsprechender Umsetzungspläne bis zum Jahresende. 
Außerdem wurden die Themen Gleichberechtigung der 
Geschlechter, Beschäftigung und menschenwürdige Arbeit 
in der Entwicklungspolitik gestärkt. Die Umsetzung der 
Finanzierungsinstrumente der EU (Instrument für Ent- 
wicklungszusammenarbeit, 10. Europäischer Entwicklungs- 
fonds) wurde für die kommenden Jahre ausgesfalfef. 

Insgesamf wurde so unfer der deufschen Rafspräsidenf- 
schaff ein enfscheidender Beifrag zur zukunftsorientierfen 
Ausrichtung der europäischen Entwicklungspolitik ge- 
leistet. 
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